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bei  der  Datirung  eiu  Fälscher  die  Hand  im  Spiele  gehabt,  so 
kann  auch  sonst  dieses  und  jenes  in  die  Urkunde  hineinge- 
kommen sein,  was  nicht  dem  geltenden  Rechte,  wohl  aber  dem 
Interesse  des  Fälschers  entsprach.  Sehen  wir  aber  auch  davon 
ab,  nehmen  wir  an,  für  das  Einzelne  des  Inhaltes  falle  jener 
Umstand  nicht  hindernd  ins  Gewicht,  so  ist  es  doch  misslich, 
dass  die  eigentliche  Bedeutung  des  Schriftstückes  nicht  fest- 
steht ;  diese  wird  eine  wesentlich  verschiedene  sein,  jenachdein 
wir  mit  den  einen  annehmen,  es  handle  sich  wirklich  um  ein 
königliches  Gesetz,  das  nvir  dem  unrichtigen  Herrscher,  der 
unrichtigen  Zeit  zugeschrieben  sei,  oder  aber  mit  andern,  es 
liege  uns  lediglich  die  Ai'beit  eines  Privaten  vor,  der  das  zu 
seiner  Zeit  thatsächlich  geltende  Recht  gewissenhaft  aufge- 
zeichnet und  in  die  Form  eines  altern  Gesetzes  eingekleidet 
habe.  Misslicher  noch  ist  die  üngewissheit  über  die  Entstehungs- 
zeit. Für  manche  Zwecke  mag  die  Angabe,  dass  es  sich  hier 
um  die  Zustände  des  eilften  und  zwölften  Jahi'hunderts  handle, 
immerhin  genügen,  da  sehr  weitgreifende  Aenderungen  des 
Reichskriegswesens  während  dieser  Periode  allerdings  nicht 
anzunehmen  sind.  Aber  in  Einzelfällen  macht  es  sich  doch 
recht  fühlbar,  dass  dieselbe  zwei  Jahrhunderte  umfasst,  dass  wir 
nicht  wissen,  ob  die  hier  vorliegenden  Bestimmungen  etwa  die 
Zustände  in  den  frühern  Zeiten  des  eilften  oder  aber  in  den 
spätem  Zeiten  des  zwölften  Jahrhunderts  im  Auge  haben. 
Denn  über  die  genauere  Zeitbestimmung  wenigstens  innerhalb 
jener  Periode  liegt  eine  Einigung  der  Ansichten  noch  in  keiner 
Weise  vor. 

Als  beseitigt  kann  allerdings  die  früher  von  Freher  auf- 
gestellte Annahme  gelten,  es  handle  sich  um  ein  Gesetz,  zwar 
nicht  von  Karl  dein  Grossen,  aber  von  Karl  dem  Dicken  her- 
rührend. Zuletzt  wurde  sie  meines  Wissens  einfach  aufrecht- 
erhalten in  den  Anmerkungen  zum  Abdrucke  der  Constitutio 
in  den  Monumenta  Boica  31  a,  108.  Den  Hauptanhaltspunkt 
dafür  gab  der  Umstand,  dass  die  Recognition  durch  einen 
Notar  Hernust  in  Vertretung  des  Kanzler  Liutward  sich  in  Ur- 
kunden K.  Karls  vom  J.  878  findet ;  mit  der  Annahme,  der 
anstössige  Titel  und  die  bestimmt  auf  Karl  den  Grossen  wei- 
sende Datirung  seien  spätere  Interpolation,  glaubte  man  alle 
Schwierigkeiten  genügend  beseitigt  zu  haben.  Eichhorn  schloss 
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sich  in  den  frühem  Ausgaben  seiner  Rcchtsgeschichte  dieser 
Ansicht  in  so  weit  an,  als  auch  er  in  der  Constitutio  ein  ur- 
sprüngliches Gesetz  Karls  des  Dicken  sah,  das  aber  nach  Mass- 
gabe innerer  Kennzeichen  wesentliche  Aenderungen  erlitten 
haben  müsse.  In  der  neuesten  Ausgabe  tritt  er  dann  überhaupt 
für  diese  Ansicht  nicht  mehr  ein,  führt  wohl  noch  manches 
an,  wodurch  sie  sich  stützen  lasse,  weist  aber  auch  um  so  be- 
stimmter darauf  hin,  wie  sie  dem  ganzen  Inhalte  nach  als  un- 
haltbar erscheinen  müsse ;  vgl.  R.  G.  §.  223  N.  g. ;  §.  294 
Anm.  1.  Es  wird  nicht  nöthig  sein,  jene  Annahme  noch  zu 
beachten;  ist  niemand  mehr  für.  sie  eingetreten,  so  würde  die 
folgende  Erörterung  ohnehin  weitere  Gründe  gegen  ihre  Zu- 
lässigkeit  ergeben,  wenn  es  deren  noch  bedürfte. 

Als  noch  nicht  beseitigt  muss  dagegen  die  Ansicht  gelten, 
wonach  die  Constitutio  im  eilften  Jahrhunderte,  und  zwar  in 
den  früheren  Zeiten  desselben  entstanden  sei.  Unter  den  altern 
Herausgebern  vertrat  diese  insbesondere  Senkenberg  in  der 
Weise,  dass  er  annahm,  die  Constitution  sei  ein  Gesetz  eines 
der  sächsischen  oder  fränkischen  Könige,  am  wahrscheinlichsten 
K.  Konrads  II. ;  ein  erster  Abschreiber  werde,  wie  das  ja  oft 
geschah,  den  ursprünglichen  Schluss  fortgelassen  und  den  Namen 
des  Herrschers  nur  mit  C  angedeutet  haben ;  das  habe  einen 
spätem  Abschreiber  dann  um  so  eher  veranlassen  können,  das 
Gesetz  Karl  dem  Grossen  zuzulegen,  die  Sigle  mit  Carolus  auf- 
zulösen und  einen  entsprechenden  Schluss  willkürlich  zuzu- 
fügen. Eichhorn  hält  in  seiner  späteren  Erörterung  einen 
solchen  Hergang  wenigstens  für  möglich,  nimmt  aber  jedenfalls 
als  bestimmtes  Ergebniss  an,  dass  der  uns  in  einer  um  1190 
geschriebenen  Handschrift  erhaltene  Text  wenigstens  hundert 
bis  andertlialbhundert  Jahre  früliei-  entstanden  sein  müsse  und 
dass  der  erste  Verfasser  nicht  die  Absicht  gehabt  habe,  den 
wirklich  geltenden  Bestimmungen  andere  unterzuschieben,  son- 
dern dass  die  absichtliche  Verfälschung  nur  darin  bestanden 
haben  könne,  für  karolingische  Verfassung  auszugeben,  was 
weit  späteren  Ursprungs  war.  Auch  Dönniges,  Deutsches  Staats- 
recht 5G7,  hält  Entstehnng  unter  K.  Konrad  II.  für  das  wahr- 
scheinlichste. Hat  diese  Ansicht  weiterliin  wenig  Anhänger 
mehr  gewonnen,  so  wird  sie  doch  auch  nicht  als  genügend 
beseitigt  betrachtet  werden  können,  wenn  noch  ei)i  in  manchen 
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der  einsclilagenden  Fragen  so  besonders  bewanderter  Forscher, 
wie  Nitzsch,  INlinisterialität  und  Bürgertbum  46,  sich  dahin  er- 
klärte, dass  die  Constitutio  vor  oder  spätestens  in  dieselbe  Zeit 
mit  Kourad  s  II.  Weissenbiu'ger  Dieustrecht  gehört,  ohne  dass 
meines  Wissens  seine  Gründe  ausdrücklich  widerlegt  wui-den. 

Ueberwiegend  wird  allerdings  jetzt  Entstehung  im  zwölften 
Jalirhunderte  angenommen.  Homever.  Svsteni  des  Lehnrechts 
382,  drückt  sich  mit  Zurückhaltung  daliin  aus,  dass  er  die  Ab- 
fassiingszeit  eher  ins  zwölfte,  als  ins  eilfte  Jahrhundert  setzen 
möchte.  Massgebend  für  die  jetzt  am  meisten  verbreitete  An- 
sicht sind  msbesondere  die  Bemerkungen  geworden,  mit  welchen 
Pertz  die  Ausgabe  in  den  Monimienta  Gei'maniae  L.  2  b,  2 
einleitete;  er  spricht  sich  bestimmter  für  Entstehung  in  den 
spätem  Zeiten  des  Jahrhunderts  unter  K.  Friedrich  I.  aus.  Die 
neuern  Darstellungen  der  deutschen  Rechtsgeschichte  schliessen 
sich  seiner  Meinung  durchweg  an.  Ebenso  Stobbe  in  der  Ge- 
schichte der  deutschen  Rechtsquellen  ],  474,  der  auch  nur  die 
Benutzung  einer  bereits  im  eilften  Jahrhunderte  vorhandenen 
Urkunde  für  unwahi'scheinlich  hält.  Beachtenswerth  düi-fte  ins- 
besondere sein,  dass  auch  Weiland  auf  Grundlage  sehi*  einge- 
hender Forschungen  über  die  Reichsheerfahrt  im  zwölften  Jahi"- 
hundert  sich  für  jene  Ansicht  ausspricht  und  es  zugleich  ver- 
sucht, die  Entstehungszeit  noch  genauer  zu  bestimmen,  indem 
er  die  Vermuthung  begründet,  die  Constitutio  düi-fe  imter  Ein- 
wirkung des  Aufgebotes  zm*  Romfahrt  im  J.  1189  fabricirt 
sein;  vgl.  Forschungen  ziu'  deutschen  Gesch.  7,  130.  134. 

Versuchen  wir  es  nun,  den  sich  hier  bietenden  Fi'agen 
näher  nachzugehen,  so  bietet  der  äussere  Bestand  der  Ueber- 
lieferung  uns  wesentlich  nur  den  einen  Haltpunkt,  dass  die 
Constitutio  zu  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  bereits  vorhan- 
den war.  Von  den  drei  erhaltenen  Handschriften  fällt  nur  die 
älteste  ins  Gewicht,  da  die  beiden  andern  wahrscheinlich  un- 
mittelbar aus  derselben  geflossen  sind,  jedenfalls  nur  so  unbe- 
deutende Abweichungen  zeigen,  dass  sie,  falls  jenes  auch  nicht 
zutreffen  sollte,  wenigstens  auf  eine  nächstliegende  gemeinsame 
Vorlage  zurückgehen  müssen,  so  dass  das  Vorhandensein  meh- 
rerer Handschriften  keineswegs  nöthigt,  uns  die  Constitutio 
selbst  längere  Zeit  vor  der  ältesten  Handschi-ift  entstanden  zu 
denken.    Diese  findet  sich  in  einem  Codex  aus  Chiemsee,  der 
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in  der  spätem  Ausgabe  der  Monuinenta  Boica  ;}1  a,  108  in 
das  Ende  des  eilften  oder  den  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts 
g-esetzt  wird.  Das  bezieht  sich  aber  nach  dem  bei  dem  früheren 
Abdrucke  Mon.  Boica  2,  375  Bemerkten  wohl  nur  auf  den 
Codex  überhaupt,  nicht  auf  die  Constitutio,  welche  auf  dem 
letzten  Blatte  von  anderer  Hand  zugeschrieben  ist.  Für  die 
Bestimmung  des  Alters  dieser  aber  ergibt  sich  ein  genauerer 
Haltpunkt  daraus,  dass  es  sich  um  dieselbe  Hand  handelt, 
welche  mit  derselben  Tinte  im  Codex  traditionum  des  Klosters 
die  Traditionen  bis  zum  J.  1190  eingetragen  hat.  Auf  diesen 
Grund  hin,  den  auch  Pertz  als  stichhaltig  anerkannt  hat,  wird 
demnach  die  Entstehung  der  ältesten  Handschrift  um  1190  als 
gesichert  betrachtet  werden  können. 

Pertz  scheint  nun  aber  weitergehend  auch  geneigt,  im 
Schreiber  dieser  ältesten  Handschrift  zugleich  den  Fälscher  zu 
erblicken,  oder  diesen  wenigstens  in  dem  Kloster,  dem  jene 
angehört,  zu  suchen,  indem  er  die  Vermuthung  ausspricht,  die 
Fälschung  sei  zu  dem  Zwecke  gemacht,  um  irgend  welchen 
Streit  zu  Gunsten  des  Abtes  von  Chiemsee  zu  entscheiden. 
Dagegen  nun  scheinen  mir  die  gewichtigsten  Gründe  zu  spre- 
chen. Eine  solche  Fälschung  konnte,  sei  es  im  Interesse  des 
Herrn,  sei  es  im  Interesse  seiner  Mannen,  zweifellos  nur  da 
einen  Zweck  haben,  wo  für  den  Herrn  und  die  Mannen  eine 
Verpflichtung  zur  Theilnahme  an  der  Reichsheerfahrt  bestand. 
Das  war  in  Herrenchiemsee,  woher  die  Handschrift  stammt, 
unbedingt  in  der  hier  in  Frage  kommenden  Zeit  nicht  der 
Fall.  Früher  Reichsabtei,  wurde  es  891  den  Erzbischöfeu  von 
Salzburg  geschenkt,  bei  denen  es  verblieb  und  von  denen  es 
um  1140  in  eine  Probstei  regulirter  Chorherren  verwandelt 
wurde.  Wollte  man  an  Frauenchiemsee  denken,  so  blieb  dieses 
allei'dings  bis  1201  Reichsabtei.  Aber  einmal  ist  es  durchaus 
unwahrscheinlich,  dass  Aebtissinnen  auch  nur  durch  Stellung 
von  Mannschaft  zur  Reichsheerfahrt  verpflichtet  waren.  Weitei- 
waren  alle  baierischen  Abteien  zweifellos  überhaupt  von  der 
Heerfahrt  befreit.  Wie  das  uns  erhaltene  Aufgebot  von  980 
(Jaff'e  Bibl.  5,  471)  keinen  baierischen  Abt  nennt,  so  ist  auch 
später  nie  ein  solcher  auf  den  Heerfahrten  nachzuweisen.  Als 
Gmnd  der  Befreiung  ist  uns  die  umfassende  Einziehung  des 
Gutes  der  baierischen  Klöster  durch  Herzog  Arnulf  bekannt, 
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derentwegen  sie  auch  noch  in  späteren  Jahrhunderten  von  den 
meisten  Reichslasten  befreit  blieben.  Weder  zu  Chiemsee,  noch 
in  einer  andern  baierischen  Abtei  wird  die  Fälschung-  ihren 
Ursprung  haben.  Ist  sie  erst  ganz  kurz  vor  der  uns  erhaltenen 
ältesten  Handschrift  entstanden,  so  würde  das  Vorkommen 
dieser  in  einem  baierischen  Kloster  allerdings  für  Entstehung 
in  Baiern  sprechen  können;  es  wäre  dann  wohl  zunächst  an 
Salzburg  oder  eine  der  andern  bischöflichen  Kirchen  zu  denken. 
War  das  Stück  selbst  schon  einige  Zeit  früher  vorhanden,  so 
kann  es  natürlich  blosser  Zufall  sein,  dass  es  uns  gerade  in 
einem  baierischen  Kloster  erhalten  ist. 

Untersuchen  wir  das  Protokoll  und  das  allgemeine  For- 
mular der  Urkunde,  so  gewinnen  wir  da  insbesondere  für  die 
Zeitfrage  keine  bestimmtem  Haltpunkte.  Schwerlich  wird  sich 
da  irgend  etwas  nachweisen  lassen,  was  erst  im  zwölften  Jahr- 
hunderte aufgekommen  eine  frühere  Entstehung  ausschliessen 
würde.  Findet  sich  andererseits  manches,  was  in  früheren 
Zeiten  üblich,  in  der  K.  Friedrichs  I.  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen war,  wie  etwa  die  Erwähnung'  des  annulus  statt  des 
sigilhim  in  der  Corroborationsformel,  das  Fehlen  des  ego  bei 
der  Recognition,  der  Gebrauch  von  data  und  actum  in  der  Da- 
tirungsformel,  so  wird  das  nicht  etwa  umgekehrt  frühere  Ent- 
stehung erweisen  müssen.  Denn  der  Fälscher  hat  zweifellos 
eine  oder  andere  ältere  Urkunde  zur  Hand  gehabt.  Die  Recog- 
nition kann  wohl  nur  einer  echten  Urkunde  Karls  des  Dicken 
entnommen  sein.  Das  Monogramm,  so  überaus  ungeschickt  es 
auch  gezeichnet  sein  mag,  zeigt  doch  bestimmt,  dass  dem 
Fälscher  die  Hauptform  desselben  aus  einer  Urkunde  Karls 
des  Dicken,  oder  auch  Karls  des  Grossen  bekannt  sein  musste. 
Stimmen  Incarnationsjahr,  Regierungsjahr  und  Ort,  sind  auch 
Tag  und  Ort  wenigstens  nach  dem  uns  zu  Gebote  stehenden 
Material  nicht  unvereinbar,  fehlt  die  erst  nach  der  Kaiser- 
krönung üblich  werdende  Angabe  der  Indiction,  so  dürften 
auch  diese  Umstände  sich  am  einfachsten  aus  Benutzung  einer 
Urkunde  Karls  des  Grossen  erklären.  Allerdings  müsste  einer 
solchen  die  Angabe  des  Incarnationsjahres  gefehlt  haben;  und 
bei  dem  sonstigen  Ungeschick  des  Fälschers  könnte  die  An- 
nahme bedenklich  ei-scheinen,  er  habe  dasselbe  selbstständig 
und  richtig  hinzugefügt.    Aber  die  Annahme  einer  Benutzung- 
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von  Annalen,  auf  welche  wir  dann  wohl  hing-ewiesen  wären; 
würde  zu  noch  grösseren  Schwierigkeiten  führen,  da  es  dann 
fast  unbegreiflich  wäre,  dass  der  Fälscher  nicht  gewusst  haben 
sollte,  dass  700  von  einem  Römerzuge  nicht  die  Rede  war. 
Eine  echte  Urkunde  Karls  von  790  würde  weiter  den  Titel 
rex  Francorum  et  Langohardorum  ac  patricius  Romavorum  ge- 
habt haben  (vgl.  Sickel  Acta  Carol.  1,  259);  und  aus  Benutzung 
einer  solchen  Hesse  sich  demnach  der  in  seiner  genauen  Fassung 
überhaupt  sonst  nicht  nachweisbare  Titel  der  Constitutio  rex 
Francorum  et  Romanorum  wohl  am  leichtesten  erklären ;  min- 
destens eben  so  leicht^  als  aus  den  Titeln  K.  Heinrichs  II.,  auf 
welche  Eichhorn  hinweist. 

Scheint  nun  der  Fälscher  auch  ein  oder  andere  Karo- 
lingerurkunde zur  Hand  gehabt  zu  haben,  so  hat  er  sich  doc"h 
sichtlich  an  keine  derselben  so  genau  gehalten,  als  das  auch 
bei  völliger  Verschiedenheit  des  Inhaltes  möghch  gewesen  wäre. 
Eben  so  wenig  wird  aber  diesen  Bestandtlieilen  der  Urkunde 
gegenüber  die  Ansicht  aufrecht  zu  erhalten  sein,  der  Fälscher 
habe  an  einer  echten  Urkunde  eines  spätem  Herrschers,  zu- 
nächst Konrads  II.,  nur  den  Namen  geändert  und  etwa  den  in 
einer  Abschrift  fehlenden  Schluss  hinzugefügt.  Koni'ad  führt 
bis  zur  Kaiserkrönung  lediglich  den  Titel  rex.  Sind  Ausdrücke, 
wie  universorum  experientia y  decreti  auctoritas,  in  seinen  erhal- 
tenen Urkunden  nicht  nachweisbar,  wird  annulus  nur  noch  ver- 
einzelt aus  älteren  Vorlagen  wiederholt  (vgl.  Bresslau  Kanzlei 
K.  Koni'ads  II.,  32.  51.  52),  so  möchte  ich  darauf  weniger  Ge- 
wicht legen.  Ich  denke,  man  wird  weitergehend  behaupten 
können,  dass  die  Formeln  so,  wie  sie  hier  vorliegen,  überhaupt 
nicht  der  Kanzlei  irgendwelchen  Herrschers  angehören  können. 
Für  die  Corroborationsformel  diente  wohl  eine  karolingische 
als  Muster;  aber  nicht  allein,  dass  es  dort  wahrscheinlich  incon- 
vulsam  statt  incorruptam,  ßrmitatem  statt  emunitatem,  annuli 
impressione  statt  signo  hiess ;  der  Fälscher  hat  sichtlich  ganz 
ungehörige  Einschiebungen  gemacht ;  das  in  dei  nomine  findet 
sich  zuweilen  in  spätem  Karolingei'urkunden ;  aber  die  Bezie- 
hung der  Corroboration  auf  die  Nachfolger  des  Königs,  statt 
auf  alle  Getreue,  die  Einschiebung  der  Beistimmung  der  Fürsten 
an  diesem  Orte  sind  Dinge,  von  denen  nicht  leicht  jemand 
annehmen  wird,   dass   sie  aus   einer   echten  Königsurkunde 
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übernommen  wurden.  Dasselbe  wird  von  der  Arenga :  Si  prae- 
decessorum  nostrorum  morem  seqiiimur,  non  solum  praesentibits, 
sed  et  succedentibtts  siibvenire  nifimur,  gelten  müssen.  Sie  ist 
keine  der  g-eistreichsten,  man  sollte  bei  der  Wichtigkeit  des 
Gegenstandes  etwas  mehr  Beredtsamkeit  erwarten ;  aber  an  und 
für  sich  könnte  sie  uns  auch  in  einer  echten  Urkunde  nicht 
auffallen ;  würde  es  sich  etwa  um  Bestätigung  von  Verfügungen 
der  Vorgänger  zu  Gunsten  eines  Klosters  handeln,  so  möchte 
sie  ihre  Dienste  thuen.  Was  soll  aber  diese  Berufung  auf  die 
Vorgänger  als  Eingang  zu  gesetzlichen  Bestimmungen,  wenn 
weiterhin  als  Motiv  für  den  Erlass  derselben  der  Umstand 
ausdrücklich  betont  wird,  dass  es  an  bezüglichen  Bestimmungen 
der  Vorgänger  fehle?  Ein  Fälscher  mochte  sich  an  die  Arenga 
irgendwelcher  ihm  vorliegender  Urkunden  halten,  ohne  zu  be- 
achten, ob  sie  dem  besondern  Gegenstande  entsprach ;  der 
Reichskanzlei  werden  wir  das  schwerlich  zuti'auen  dürfen. 

Wir  haben  damit  das  Ergebniss  gewonnen,  dass  die  Fäl- 
schung sich  nicht  etwa  auf  falsche  Auflösung  der  Sigle  des 
Herrschernamens  und  Hinzufügung  eines  entsprechenden  Schlusses 
beschränkt  haben  kann.  Ausser  dem  gesammten  Protokoll 
kommen  mindestens  auch  noch  Eingang  und  Bekräftigungs- 
formel auf  Rechnung  des  Fälschers,  der  dabei  karolingische 
Vorlagen  mit  grosser  Willkür  benutzte.  Die  Möglichkeit,  dass 
der  zwischenliegende  Haupttext  der  Urkunde  eines  spätem 
Herrschers  entnommen  sei,  ist  damit  allerdings  nicht  beseitigt; 
aber  mindestens  wird  damit  solcher  Sachverhalt  höchst  unwahr- 
scheinlich. Für  die  Zeitfrage  gewinnen  wir  keinen  Anhalts- 
punkt ;  solche  Fälschung  konnte  im  eilften,  wie  im  zwölften 
Jahrhunderte  vorgenommen  werden. 

Gehen  wir  zur  Prüfung  des  Haupttextes  über,  so  wird 
kaum  zu  läugnen  sein,  dass  manches  für  Entstehung  erst  im 
zwölften  Jahrhunderte  zu  sprechen  scheint.  Einige  der  dafür 
geltend  gemachten  Umstände  dürften  freilich  als  massgebend 
nicht  anzuerkennen  sein.  Homeyer  betont  in  dieser  Richtung 
insbesondere  den  Gebrauch  des  Ausdruckes  feodum  neben 
beneßcmm..  Weist  Dönniges  dem  gegenüber  darauf  hin,  dass 
der  Ausdruck  feudum  schon  in  Lehnsgesetzen  K.  Konrads  H. 
und  K.  Heinrichs  III.  gebraucht  sei,  so  ist  das  allerdings  sehr 
unsicher;   denn  IL  Feud.  40  wird  von  K.  Konrad  III.  als 
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Geg-enkönig  erlassen  sein ;  von  V.  F.  3  ist  es  iiielit  sieher, 
welelieni  Heinrich  es  ang-ehöi-t,  während  zugleich  bei  der  Art 
der  Ueberliefei-ung  der  Ausdruck  erst  später  geändert  sein 
könnte.  Aber  fendum  ist  schon  nachweisbar  in  Urkunden 
der  Erzbischüfe  von  Trier  um  1010  und  1030  und  des  Pfalz- 
grafen Hezil  von  1033  (Beyer  Urk.-B.  1,  339.  354 ;  Lacomblet 
Urk.-B.  1,  106).  Darnach  wird  der  Ausdruck  zuerst  in  Loth- 
ringen von  Frankreich  her  aufgenommen  sein  und  sein  Vor- 
kommen in  einer  Urkunde  K.  Konrads  IL  müsste  immerhin 
auffallen;  aber  als  unzulässig  würde  man  es  doch  kaum  be- 
zeichnen können;  noch  weniger  in  späteren  Zeiten  des  eilften 
Jahrhunderts. 

Es  hat  weiter  Weiland  betont,  dass  die  sich  in  den  Rechts- 
büchern wiederfindende  Angabe,  der  Römerzug  müsse  ein  Jahr 
und  sechs  Wochen  vorher  angesagt  werden,  zuerst  in  der  Con- 
stitutio  auftrete.  Da  sich  nun  ergiebt,  dass  dieser  Termin  im 
allgemeinen  nicht  eingehalten,  dagegen  allei'dings  1189  die 
Romfahrt  K.  Heinrichs  VI.  wirklich  genau  auf  ein  Jahr  und 
sechs  Wochen  angesagt  wurde,  so  vermuthet  er,  die  Consti- 
tutio  sei  unter  der  Einwirkung  dieses  bestimmten  Falles 
fabricirt.  Dem  gegenüber  Avird  vor  allem  darauf  hinzuweisen 
sein,  dass  sich  schon  in  dem  in  die  früheren  Zeiten  des  Jahr- 
himderts  gehörenden  älteren  Kölner  Dienstrechte  (Fürth  Mini- 
sterialen 512)  die  Bestimmung  findet,  dass  die  Romfahrt  ante 
annum  et  diem  anzusagen  sei.  Nichts  wird  der  Annahme  im 
Wege  stehen,  dass  eine  solche  Bestimmung  auch  schon  im 
eilften  Jahrhunderte  bestand.  Es  war  ja  nicht  nöthig,  dass  sie 
immer  eingehalten  wurde.  Die  Berechtigten  konnten  zu  Gunsten 
des  Königs  auf  ihr  strenges  Recht  verzichten.  Oder  der  König 
nahm  mit  geringeren  Leistungen  vorlieb,  als  ihm  bei  Einhaltung 
des  Termins  gebührt  hätten.  Auf  einen  solchen  Unterschied 
scheint  das  jüngere  Kölner  Dienstrecht  (Fürth  520)  ausdrück- 
lich hinzuweisen :  dat  scd  der  huschof  deme  dienztmanne  doch 
iair  und  dach  zu  vorens  sagen,  dan  sal  hie  zu  reichte  dienen; 
so  we  sich  dan  da  ane  versoumt,  die  sal  siner  renten  vortme 
darven;  loirt  id  eme  ever  hinnen  iure  und  dage  gesaicht,  so  liet 
an  sinen  lüillen,  of  hie  dienen  wille,  of  hie  mach  id  hewisen  an 
dat  halfschiet  siner  iairgidten.  Der  Unterschied  liegt  hier  darin, 
dass  der  Mann  bei  zeitiger  Ansage  sich  überhaupt  nicht  lösen 
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kann,  sondern  entsprechend  sonstigen  Zeugnissen  sein  Lehen 
verliert,  wenn  er  nicht  mitzieht;  wird  aber  der  Termin  nicht 
eingehalten,  so  steht  es  in  seiner  Walil,  ob  er  mitziehen  oder 
ob  er  die  Hälfte  der  Jahreseinkünfte  als  Heersteuer  zahlen 
will.  Ein  für  die  Zeitfrage  massgebender  Halt  wird  sich  zweifel- 
los jener  Bestimmung  nicht  entnehmen  lassen. 

Pertz  weist  einmal  darauf  hin,  dass  die  Urkunde  zu  der 
Zeit  entstanden  sein  dürfte,  als  unter  K,  Friedrich  I.  die 
häufigen  Züge  nach  Italien  den  Deutschen  besonders  lästig 
wurden.  Dagegen  ist  schon  anderweitig  bemerkt,  dass  sich  das 
aus  der  Urkunde  keineswegs  mit  Nothwendigkeit  ergiebt;  als 
Grund,  der  genauere  Bestimmungen  nöthig  mache,  wird  nicht 
ein  Widerstreben  gegen  solche  Züge  überhaupt  angegeben, 
sondern  ein  Streit  zwischen  Fürsten  und  Vasallen  über  die 
Anzahl  der  zu  stellenden  Mannschaft;  zu  einem  solchen  Streite 
konnte  jeder  Zug  Anslass  bieten.  Weiter  aber  bezieht  sich 
Pertz  darauf,  dass  die  Redeweise  an  die  Urkunden  des  zwölften 
Jahi'hunderts  erinnere,  ohne  freilich  irgendwelche  Einzelnheiten 
hervorzuheben.  Im  allgemeinen  möchte  ich  auch  kaum  zugeben, 
dass  die  Redeweise  dem  zwölften  Jahrhunderte  entspreche. 
Dagegen  glaube  ich  allerdings,  dass  sich  einzelne  Ausdrücke 
finden,  welche  weniger  an  und  für  sich,  als  durch  die  beson- 
dere Bedeutung,  in  der  sie  in  der  Constitutio  gebraucht  sind, 
für  die  Entstehung  derselben  im  zwölften  Jahrhunderte  und 
wohl  erst  in  den  späteren  Zeiten  desselben  mit  ziemlicher  Be- 
stimmtheit sprechen. 

Dahin  rechne  ich  einmal,  dass  in  der  Constitutio  sechs- 
mal der  Ausdruck  Pi'incipes  gebraucht  wird,  während  kein 
anderer  gleichbedeutender  Ausdruck  vorkommt.  Das  deutet 
auf  eine  Zeit,  wo  sich  der  Gebrauch  festgestellt  hatte,  die  erste 
Classe  der  Grossen  des  Reichs  regelmässig  mit  gerade  diesem 
Ausdrucke  zu  bezeichnen.  Das  war  nach  Untersuchungen,  welche 
ich  früher  über  den  Gebrauch  des  Ausdruckes  anstellte  (vgl. 
Reichsfürstenstand  §.21  flf.),  erst  im  zwölften  Jahrhunderte  der 
Fall.  Allerdings  wurde  der  Ausdruck  in  solcher  Bedeutung 
auch  schon  im  eilften  Jahrhunderte  verwandt.  Häufiger  ist  da 
aber  doch  nur  schlechtweg  von  den  Fideles  des  Königs  die 
Rede,  wodurch  sich  freilich  in  der  Constitutio  nur  in  ein  oder 
anderm  Falle  der  enger  begrenzte  Ausdruck  würde  ersetzen 
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lassen ;  eher  wäre  zu  erwarten,  dass  der  König  von  den  Efpis- 
copi,  dtices  et  comites  redete,  oder  dass  der  Ausdruck  Principes 
wenigstens  mit  den  gleichbedeutenden  Proceres,  Primates  oder 
Optimates  wechselte.  In  echten  Urkunden  K.  Koiuads  II. 
kommen  nur  diese  vor,  ist  von  Princijjes  in  dieser  Bedeutung 
noch  nie  die  Rede ;  vgl.  Bresslau  a.  a.  O.  40.  Der  ausschliess- 
liche Gebrauch  gerade  nur  des  einen  Ausdruckes,  wie  er  dem 
zwölften  Jahrhunderte  durchaus  entspricht,  müsste  in  Urkunden 
aus  den  früheren  Zeiten  des  eilften  mindestens  im  höchsten 
Grade  auflfallen,  wenn  ich  ihn  auch  nicht  als  schlechtweg  un- 
zulässig bezeichnen  will. 

Mehr  Gewicht  möchte  ich  darauf  legen,  dass  der  Aus- 
druck in  Beziehungen  gebraucht  ist,  w  eiche  erst  dem  Zustande 
in  späteren  Zeiten  des  zwölften  Jahrhunderts  zu  entsprechen 
scheinen.  In  der  Zeit  K.  Konrads  II.  und  noch  lange  nachher 
bezeichnen  uns  die  Principes  oft  überhaupt  keine  scharfabge- 
grenzte Personenclasse ;  es  sind  die  Grossen  des  Reichs  in 
unbestimmter  Ausdehnung  nach  untenhin;  zeigt  sich  eine  be- 
stimmtere Grenze,  so  ist  diese  weit  gezogen;  mindestens  die 
Grafen  werden  noch  den  Fürsten  zugezählt  (vgl.  Reichsfürsten- 
stand §.  33  ff.).  In  der  Constitutio  scheint  mir  da  schon  der 
enger  begrenzte  Begriff  des  neuern  Reichsfürstenstandes  vor- 
zuliegen, wie  er  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  dts  zwölften 
Jahrhunderts  bestimmter  hervortritt.  Zunächst  wei'den  Principes 
und  Milites  so  in  Gegensatz  gebracht,  dass  wir  sichtlich 
unter  jenen  die  unmittelbaren  Reichs vasallen,  unter  diesen  die 
Reichsaftervasallen  zu  verstehen  haben.  Gerade  für  den  neuern 
Fürstenstand  aber  ist  die  unmittelbare  Belehnung  durch  den 
König  das  vorzugsweise  massgebende  Moment,  während  sich, 
von  Sachsen  etwa  abgesehen,  in  keiner  Weise  ergiebt,  dass 
auf  den  früheren  weitergreifenden  Gebrauch  des  Aus- 
druckes Principes  lehenrechtliche  Momente  von  irgendwelchem 
Einflüsse  waren.  Scheint  mir  der  Ausdruck  in  dieser  Ver- 
bindung zunächst  dem  neuern  Fürstenstande  zu  entsprechen, 
so  will  ich  freilich  nicht  läugnen,  dass  kaum  etwas  im  Wege 
stand,  ihn  auch  früher  zur  Bezeichnung  der  unmittelbaren 
Reichsvasallen  zu  gebrauchen;  die  Stelle  des  Wippo,  in  welcher 
auf  die  principes  die  milites  primi  und  gregarii  folgen,  scheint 
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sogar  bestimmter  für  einen  solchen  Gebrauch  zu  sprechen,  ob- 
wohl da  auch  andei-e  Erklärungen  nicht  fehlen  würden. 

Zu  beachten  ist  weiter,  dass  die  Constitutio  besonderes 
Gewicht  auf  die  Zustimmung  der  Fürsten  legt ;  sie  wird  erlassen 
ex  consensH  derselben;  die  Bekräftigung  erfolgt  caiictis  pnn- 
cipihus  astipulantihus.  Das  Zustimmungsrecht  der  Fürsten  ge- 
winnt erst  seit  K.  Heinrich  IV,  in  den  Urkunden  bestimmteren 
Ausdruck.  Handelt  der  König  früher  auf  Einschreiten,  Bitten 
oder  nach  Rath  der  Fürsten  überhaupt^  häufiger  einzelner 
Fürsten,  so  ist  nur  sehr  vereinzelt  von  einem  Consens  der 
Fürsten  die  Rede.  Ausschlaggebend  kann  auch  das  freilich 
nicht  sein,  da  einzelne  Beispiele  früher  nicht  fehlen  und  bei 
Bestimmungen,  welche  für  die  Fürsten  von  besonderem  Interesse 
waren,  die  nachdrücklichere  Betonung  ihrer  Zustimmung  nahe 
liegen  konnte. 

Entscheidendes  Gewicht  möchte  ich  aber  in  dieser  Richtung 
auf  die  Bestimmung  der  Constitutio  legen,  dass  die  einzelnen 
Pi'incipes  die  vier  Hofbeamten  mit  sich  führen  sollen.  Im  drei- 
zehnten Jahrhunderte  ti-effen  wir  sehr  häufig  auf  die  Anschauung, 
dass  die  Fürsten,  und  niu'  diese,  die  vier  Hofbeamten  haben 
sollen;  es  erscheint  das  als  ein  wesentliches  Kennzeichen  des 
Fürstenstandes.  In  der  Fortsetzung  meiner  Untersuchungen 
über  den  Reichsfürstenstand  werde  ich  nachweisen,  dass  sich 
das  insofern  durchaus  bewährt,  als  zwar  auch  Grafen  und 
andere  Magnaten  ein  oder  zwei,  selten  drei  Hofämter  besetzt 
haben ,  dagegen  nur  bei  Fürsten  in  der  späteren  Bedeutung 
des  Wortes  die  Vierzahl  vorkommt.  Wo  nun  diese  in  so  be- 
stimmter Beziehung  zum  Fürstenstande  erscheint,  wie  in  der 
Constitutio,  in  welcher  nicht,  wie  das  ihrem  sonstigen  Sprach- 
gebrauche entsprechen  würde,  von  den  Hofbeamten  der  Domini 
überhaupt,  sondern  von  den  vieren  der  Piincipes  die  Rede  ist, 
da  kann  es  meiner  Ansicht  nach  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  nur  der  engerbegrenzte  neuere  Fürstenstand  gemeint  sein 
kann,  wie  er  erst  unter  K.  Friedrich  I.  hervortritt. 

Auf  dieselbe  Zeit  scheint  mir  nun  weiter  zu  deuten,  dass 
die  Vasallen  als  solche  bezeichnet  sind,  qui  per  Jiominium,  sive 
liheri  sive  famuli,  dominis  suis  adhaeserint.  Eichhorn  versteht 
hier  unter  den  liheri  die  Grafen  und  Herren,  unter  famidi  die 
Baunerherren;  eine  Unterscheidung,  für  welche  es  nach  dem. 
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was  uns  sonst  über  die  Standesverhältnisse  jener  Jahrhunderte 
bekannt  ist,  an  jedem  genügenden  Haltpunkte  zu  fehlen  scheint. 
Weist  Walter,  deutsche  Rechtsgeschichte  §.  250,  das  zurück, 
so  denkt  er  selbst  an  den  Unterschied  von  Rittern  und  Knappen. 
Aber  auch  das  ist  unzulässig.  Die  im  dreizehnten  Jahrhundertc 
üblich  werdende  Scheidung  der  Ritterbürtigen  in  Milites  und 
Famuli  ist  der  Urkundensprache  des  zwölften  noch  durchaus 
fremd.  Aber  auch  davon  abgesehen ,  würde  uns  doch  nichts 
berechtigen,  in  diesem  Sinne  Liberi  und  Milites  zu  identiticiren, 
da  der  Unterschied  zwischen  Rittern  und  Knappen  ausser  aller 
Beziehung  zu  Freiheit  und  Unfreiheit  steht,  diesen  Gegensatz 
zuweilen  so  gründlich  zurücktreten  lässt,  dass  dienstmännische 
Milites  den  Vorrang  vor  einem  freien  Herren^,  der  nur  Famulus 
ist,  behaupten  (z.  B.  Wilmans  Westfäl.  Urk.-B.  3,  669), 
Wo  so,  wie  hier,  die  Vasallen  in  Liberi  und  Famuli  geschieden 
werden ,  weiter  aber  Liber  einen  Freien  bezeichnen  muss, 
Famulus  den  Unfreien  bezeichnen  kann  und  wenigstens  in 
dieser  Zeit  durchwegs  wirklich  bezeichnet,  da  kann  es  sich 
nur  um  den  Unterschied  freier  und  unfreier  Vasallen  handeln. 
Die  unfreien  Vasallen  können  aber  weiter  nur  zu  den  Mini- 
sterialen gehören ,  als  der  einzigen  lehensfähigen  Classe  von 
Unfreien.  Wenn  Eichhorn  sich  gegen  die  Aixffassung  der 
Famuli  als  Ministerialen  erklärt,  weil  von  diesen  später  be- 
sonders die  Rede  sei  und  weil  sie  nicht  wegen  des  Hominium 
dienen,  so  würde  das  nur  zutreffend  sein,  wenn  es  sich  schon 
hier  um  die  Verpflichtung  gegen  ihren  Dienstherrn  handelte; 
von  dieser  ist  später  die  Rede  und  diese  ist  allerdings  zunächst 
nicht  durch  das  Hominium  begründet.  Aber  einem  fremden 
Herrn  kann  auch  der  Dienstmann  durch  das  Hominium  ver- 
pflichtet sein,  kann  Mannlehen  von  ihm  haben,  hat  ihm  davon 
als  Vasall  nach  Lehenrecht,  nicht  nach  Dienstrecht  zu  dienen; 
es  kommt  weiter  vor,  dass  er  dem  eigenen  Herrn  zunächst 
nach  Dienstrecht,  ausserdem  aber  auch  für  Mannlehen  ver- 
pflichtet ist.  Wenigstens  in  den  späteren  Zeiten  K.  Friedrichs  I. 
hat  dieses  Verhältniss  schon  sehr  weite  Ausdehnung  gewonnen ; 
es  mag  genügen,  daran  zu  erinnern,  dass  das  spätestens 
gefertigte  Verzeiehniss  der  Lehen  des  Reichsministerialen 
Werner  von  Boland  ausser  dem  Dienstherren,  dem  Reiche, 
über  vierzig  Lehensherren  desselben  aufführt.  Ist  die  Constitutio 
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in  dieser  Zeit  entstanden,  so  kann  es  in  keiner  Weise  auffallen, 
wenn  sie  von  freien  und  unfreien  Vasallen  spricht. 

Dagegen  wird  nun  von  vornherein  nicht  zu  bezweifeln 
sein,  dass  es  sich  bei  diesem  Verhältnisse  um  das  Ergebniss 
einer  späteren  Entwicklung  handeln  muss ;  es  setzt  doch  schon 
eine  gewisse  Lockerung  der  strengen  persönlichen  Abhängig- 
keit des  Dienstmannes  vom  Dienstherrn  voraus.  Ich  habe  es 
nun  bereits  früher  versucht,  dieses  Verhältniss  möglichst  weit 
in  den  Urkunden  zurückzuverfolgen  (vgl.  Heerschild  176  ff.); 
das  Ergebniss  war,  dass  kein  Haltpunkt  über  die  Mitte  des 
zwölften  Jahrhunderts  zurückführte.  Auch  seitdem  ist  mir  nur 
ein  einziges  Zeugniss  bekannt  geworden,  wonach  ein  solches 
Verhältniss  weiter  zurückzureichen  scheint.  Friedrich  von 
Bitsch ,  Bruder  des  Herzogs  von  Lothringen,  bekundet  1172, 
dass  einer  seiner  Ministerialen  ihm  ein  Gut  resignirt  habe, 
welches  derselbe  lihere  ac  cum  omni  iusticia  iure  feodi  per 
Uneam  proavorum  suorum  besass  (Schöpflin  Alsatia  dipl.  1,  259). 
Die  Ausdrücke  scheinen  bestimmt  ein  Mannlehen  zu  bezeichnen, 
dessen  Vererbung  als  solches  durch  das  ganze  Jahrhundert  zu- 
rückreichen mag.  Aber  es  ist  ein  Mannlehen  vom  eigenen 
Herrn;  ausnahmsweise  Verleihungen  heimgefallener  Mannlehen 
an  eigene  Ministerialen,  statt  an  freie  Vasallen,  mögen  die 
allgemeine  Lehensfähigkeit  der  Ministerialen  zuerst  angebahnt 
haben.  So  lange  es  aber  nicht  gelingt,  auch  nur  vereinzelte 
Fälle  mit  Sicherheit  über  das  zwölfte  Jahrhundert  zurückzu- 
verfolgen, so  lange  wird  sich  geAviss  mit  Fug  behaupten  lassen, 
dass  ein  Schriftstück,  welches  schlechtweg  von  freien  und  un- 
freien Vasallen  redet,  in  der  Stellung  der  letzteren  nichts 
Unregelmässiges  zu  sehen  scheint,  nicht  schon  im  eilften  Jahr- 
hunderte, am  wenigsten  in  früheren  Zeiten  desselben  entstanden 
sein  kann,  dass  solche  Redeweise  selbst  unter  den  nächsten  Vor- 
gängern K.  Fi-iedrichs  I.  nur  schwer  zulässig  erscheinen  könnte. 

Für  die  Entstehving  im  zwölften  Jahrhunderte  scheint  mir 
endlich  der  Gebrauch  des  Ausdrucks  Ministerialen  zu  sprechen. 
Es  ist  die  Rede  von  den  ecclesiarum  filiis  vel  domesticis,  id  est 
ministerialihus.  Wird  der  Ausdruck  hier  verwandt,  um  einen 
anderen  zu  erläutern,  sc  ist  gewiss  anzunehmen,  dass  das  in 
einer  Zeit  geschah,  wo  er  selbst  eine  ganz  feststehende,  all- 
gemein bekannte  Bedeutung  hatte.    Im  zwölften  Jahrhunderte 
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war  das  der  Fall ;  die  Classe  ritterlicher  Unfreien,  welche  die 
Constitiitio  im  Auge  hat,  wurde  im  ganzen  Reiche  regelmässig 
mit  diesem  Ausdrucke  bezeichnet,  neben  dem  andere  gleich- 
bedeutende nur  noch  vereinzelt  gebraucht  wurden.  Im  eilften 
Jahrhunderte  war  das  noch  nicht  der  Fall.  Die  Sache  selbst 
Avar  allerdings  auch  da  schon  vorhanden ;  mochte  sich  die 
spätere  günstige  Stellung  der  Dienstmannen  noch  nicht  voll- 
ständig entwickelt  haben ,  mochte  die  Grenze  nach  untenhin 
noch  nicht  immer  scharf  gezogen  sein,  so  finden  wir  doch 
überall  eine  bevorzugte  Classe  von  Unfreien  erwähnt,  welche 
sich  in  den  späteren  Ministerialen  fortsetzt.  Aber  dieser  Aus- 
druck selbst  ist  noch  keineswegs  allgemein  oder  auch  nur  vor- 
wiegend für  sie  im  Gebrauche.  Ein  allgemein  gütiger  Aus- 
druck ist  überhaupt  noch  nicht  gefunden,  die  Bezeichnimgen 
sind  noch  durchaus  schwankend.  Meissen  sie  am  häufigsten 
servientes  oder  servitores,  familia,  ministri,  so  kommen  auch 
andere  Ausdrücke  vor.  In  derselben  Urkunde  werden  nicht 
selten  verschiedene  g-ebraucht ;  im  Weissenburger  Dienstrecht 
von  1029  heisst  es  neben  cUentes  auch  servitores-^  in  Urkunden 
von  1064  erscheinen  die  ministri  von  Einsiedeln  und  die  servien- 
tes von  St.  Gallen  als  gleichgestellte  Personenclassen ;  oder  es 
heisst  1098  zu  Trier  familiäres ,  qui  archiepiscopales  servientes 
dicu7ittt.r  (Böhmer  Acta  59;  Beyer  Urk.-B.  1,  452).  Und  diese 
Ausdrücke  waren  noch  keine  scharf  bezeichnende,  da  sie  auch 
für  andere  Classen  von  Unfreien  in  Gebrauch  waren ;  hatte 
sich  da  nicht  wenigstens  an  der  einzelnen  Kirche  ein  be- 
stimmter Sprachgebrauch  bereits  festgestellt  oder  schloss  nicht 
die  besondere  Art  der  Verwendung  Missdeutung  des  Ausdruckes 
aus,  so  musste  noch  ein  Beiwort  hinzukommen,  welches  den 
Unterschied  von  den  Unfreien  schlechtweg  liervorhob ;  es  heisst 
etwa  nohiles  servientes,  meliores  de  familia,  honorabiles  ministri 
(vgl.  Fürth  Ministerialen  59). 

Was  den  Ausdruck  ministeriales  betrifft ,  so  bezeichnet 
dieser  wenigstens  in  Einzelfällen  noch  bis  in  das  zwölfte  Jahr- 
hundert hinein  im  Anschlüsse  an  den  älteren  Brauch  etwas 
ganz  anderes,  nämlich  Beamte  (vgh  Fürth  40).  Daneben  frei- 
lich auch  schon  in  früheren  Zeiten  bevorzugte  Unfreie,  Ist  in 
kaiserlicher  Urkunde  von  975  für  Fulda  von  den  ministeriales 
ecclesie,  quibus  iure  debentur  bona  ecclesie  pro  defeiisione  loci, 
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die  Rede,  so  würde  das  freilich  ganz  der  späteren  Bedeutung 
entsprechen;  aber  die  Urkunde  ist  zweifellos  interpolirt  (vgl. 
Stumpf  Reichskanzler  1,  20),  während  in  einer  anderen  Kaiser- 
urkunde für  Fulda  von  982  unter  den  Ministerialen  Beamte 
zu  verstehen  sein  werden  (Dronke  Cod.  Fuld.  335.  337).  Um 
bevorzugte  Unfreie  handelt  es  sich  jedenfalls  schon,  Avenn  der 
König  1005  bestimmt,  dass  die  ministeriales  fassalli  eines  an 
Bamberg  geschenkten  Klosters  denen  des  Bisthums  gleichstehen 
sollen  (Wirtemb.  Urk.-B.  1,  242).  Vier  an  Fulda  geschenkte 
Truchsesse  und  Marschälle  scheidet  der  Kaiser  1015  als  seine 
Ministerialen  von  andern  Unfreien  (Dronke  345).  Als  Unfreie, 
bevorzugter,  wenn  auch  nicht  gerade  ritterlicher  Stellung  er- 
scheinen die  Ministerialen  in  Wirzburger  Urkunde  von  1036 
(Mon.  Boica  37,  21).  Ganz  in  der  späteren  Weise  gebi-aucht;, 
erscheint  der  Ausdruck  in  dem  nicht  vor  1057  aufgezeichneten 
Bamberger  Dienstrecht  (Jaffe  Bibl.  5,  51).  Im  Allgemeinen 
ist  in  den  früheren  Zeiten  des  Jahrhunderts  die  Verwendung 
des  Ausdrucks  in  späterer  Bedeutung  eine  so  vereinzelte,  dass 
sie  Bedenken  gegen  die  Echtheit  bezüglicher  Urkunden  erregen 
muss  (vgl.  z.  B.  Wirtemb.  Urk.-B.  1,  249).  Der  Ausdruck 
kommt  hier  früher,  dort  später  in  Gebrauch,  ist  selbst  zu  Ende 
des  Jahrhunderts  noch  kaum  als  der  allgemein  übliche  zu  be- 
zeichnen. In  der  Reihe  der  Trierer  Ui'kunden  finde  ich  den 
Ausdruck  zuerst  1084  (Beyer  Urk.-B.  1,  438),  während  er 
aber  auch  von  da  ab  noch  lange  mit  anderen  wechselt.  In 
den  zahlreichen  Urkunden  von  Freising  wird  erst  1120  der 
früher  übliche  Ausdruck  de  familia  durch  ininisteriales  ersetzt 
(Meichelbeck  Hist.  Fris.  1,  531).  Allerdings  liesse  sich  geltend 
machen,  dass  schon  in  der  Beschwörung  des  Gottesfriedens 
von  1085  (Mon.  Germ.  L.  2,  58)  wiederholt  von  Ministerialen 
die  Rede  ist,  woraus  man  schliessen  sollte,  dass  der  Ausdruck 
damals  schon  im  ganzen  Reiche  als  der  üblichste,  als  der  die 
Sache  am  genauesten  bezeichnende  betrachtet  worden  sei. 
Dabei  wird  aber  doch  zu  beachten  sein,  dass  hier  die  Be- 
schlüsse einer  Kölner  Synode  von  1083  wörtlich  wiederholt 
sind ,  uns  also  zunächst  nur  ein  Zeugniss  für  den  Kölner 
Sprachgebrauch  vorliegt;  gerade  zu  Köln  aber  wird  der  Aus- 
druck ziemlich  früh,  mindestens  seit  1061  (Lacomblet  Urk.-B.  1, 
126.  137)  gebraucht,  allerdings  auch  hier  noch  längere  Zeit 
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mit  gleichbedeutenden  wechselnd.  Nach  diesen  Haltpunkten 
dürfte  sich  doch  behaupten  lassen ,  dass  ein  Schriftstück ,  in 
welchem  der  Ausdruck  Ministeriales  anderen  als  erläuternder, 
also  doch  wohl  allgemein  üblichster  zugefügt  ist,  schwerlich 
vor  dem  zwölften,  jedenfalls  nicht  in  früheren  Zeiten  des  eilften 
Jahi'hunderts  entstanden  sein  kann. 

Wir  treffen  demnach  in  der  Constitutio  melirei'e  Aus- 
drücke, welche  wenigstens  in  der  hier  vorliegenden  Bedeutung 
und  Verbindung  dem  Sprachgebrauche  des  eilften  Jahrhunderts 
noch  fremd  sind ,  welche ,  sollte  sich  das  bezüglich  des  einen 
oder  anderen  noch  bestreiten  lassen ,  wenigstens  in  ihrer  Gre- 
sammtheit  mit  genügender  Sicherheit  die  Entstehung  im 
zwölften  Jahrhunderte  erweisen  dürften,  während  einzelne  auch 
noch  in  den  früheren  Zeiten  dieses  unzulässig  scheinen,  be- 
stimmter auf  die  Regierung  K.  Friedrichs  I.  als  früheste  Ent- 
stehungszeit hinweisen.  Damit  erscheint  diese  denn  über- 
haupt ziemlich  eng  begrenzt,  da  die  Entstellungszeit  der  ältesten 
Handschrift  wahrscheinlich  mit  dem  Ende  dieser  Regierung 
zusammenfällt,  dasselbe  jedenfalls  nicht  weit  überschreitet. 

Muss  nun  damit  wenigstens  für  denjenigen,  der  meinen 
Gründen  zustimmt,  die  Zeitfrage  bezüglich  des  Stückes,  wie 
es  jetzt  vorliegt,  als  gelöst  erscheinen,  so  wird  andererseits  auch 
kaum  zu  verkennen  sein,  dass  es  Ausdrücke  und  Angaben 
enthält,  welche  dem  zwölften  Jahrhunderte  in  keiner  Weise 
entsprechen,  welche  an  und  für  sich  auf's  bestimmteste  auf 
Entstehung  im  eilften  Jahrhunderte  hindeuten  müssteu. 

Allerdings  möchte  ich  auch  hier  nicht  alle  von  den  Ver- 
theidigern  der  Entstehimg  unter  K.  Konrad  II.  oder  doch  im 
eilften  Jahrhunderte  geltend  gemachten  Gründe  als  massge- 
bende anerkennen.  Werden  die  Bestimmungen  der  Constitutio 
an  einen  Streit  der  Herren  und  Mannen  angeknüpft,  wissen 
wir  anderweitig,  dass  gerade  K.  Konrad  II.  mehrfach  regelnd 
in  solche  Streitigkeiten  eingriff,  so  könnte  das  allerdings  die 
Entstehung  unter  ihm  wenigstens  wahrscheinlich  machen,  so- 
bald anderweitig  bereits  festgestellt  wäre,  dass  es  sich  um 
Satzungen  aus  den  früheren  Zeiten  des  eilften  Jahrhunderts 
handle;  aber  es  ist  das  natürlich  kein  Grund,  welcher  an  und 
für  sich  die  Entstehung  unter  irgendwelchem  and(;ren  Herrscher 
ausschliessen  würde. 
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Beachtenswerther  scheint  der  von  Eichhorn  vorzugsweise 
betonte  Grund,  dass  der  Ausdruck  Milites  in  der  Constitutio 
in  einer  Weise  gebraucht  sei,  nämlich  zur  Bezeichnung  der 
Vasallen  der  Fürsten,  welche  den  Verhältnissen  des  eilften 
Jahrhunderts  entspreche,  im  zwölften  aber  nicht  mehr  zulässig 
erscheinen  würde.  Der  Gebrauch  des  Ausdruckes  Milites  in 
der  Urkundensprache  hat  sich  wirklich  während  zweier  Jahr- 
hunderte in  so  überaus  auffallender  Weise  verschoben,  dass  er 
an  und  für  sich  besonders  geeignet  erscheinen  kann ,  um  bei 
solchen  Fragen  als  Haltpunkt  zu  dienen.  Da  wo  der  Aus- 
druck nicht  etwa  die  Kitterwürde  im  Auge  hat  oder  alle  ritter- 
lichen Classen  zusammenfasst,  wird  er  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert regelmässig  gebraucht,  um  die  niedrigste  Classe  der 
ritterlichen  Mannen  zu  bezeichnen,  die  Ritter  schlechtweg, 
welche  keinem  der  bevorzugten  ritterlichen  Stände  angehören. 
So  ist  es  sehr  üblich ,  die  Ministerialen  als  Milites  von  den 
freien  Vasallen,  den  Mobiles  oder  Liberi,  zu  scheiden.  In 
manchen  Gegenden,  wie  ich  an  anderem  Orte  näher  nachweisen 
werde,  wird  der  Ausdruck  sogar  regelmässig  gebraucht,  um 
eine  unter  den  Ministerialen  der  Fürsten  stehende  Classe  zu 
bezeichnen ,  nämlich  die  ritterlichen  Eigennamen  niederer 
Herren.  Gehen  wir  dagegen  um  zwei  Jahrhunderte  zurück, 
so  bezeichnet  der  Ausdruck  regelmässig  die  höchststehende 
Classe  ritterlicher  Mannen,  die  freien  Vasallen;  im  eilften 
Jahrhunderte  wird  Milites  im  Gegensatze  zu  Servimtes  oder 
Ministri  ganz  ebenso  gebraucht,  wie  im  zwölften  Jahrhunderte 
Liberi  oder  Nobiles  im  Gegensatze  zu  Ministeriales.  Konnte 
eine  so  gründliche  Verschiebung  des  Sprachgebrauches  nur 
allmälig  erfolgen,  so  weist  schon  das  darauf  hin,  dass  in  dem 
zwischenliegenden  zwölften  Jahrhunderte  der  Ausdruck  Milites 
kaum  noch  geeignet  sein  konnte,  gerade  die  freien  Vasallen 
im  Gegensatze  zu  den  Ministerialen  zu  bezeichnen.  Das 
bestätigen  die  Urkunden;  nur  sehr  vereinzelt  reicht  der 
alte  Sprachgebrauch  in  das  zwölfte  Jahrhundert  hinein  (vgl. 
Heerschild  180). 

Die  Beweisführung  Eichhorn's  würde  demnach  allerdings 
als  stichhaltig  anzuerkennen  sein,  wenn  der  Ausdruck  in  der 
Constitutio  wirklich  nur  den  freien  Vasallen  im  Gegensatze 
zum  Ministerialen  bezeichnen  würtle.    Das   aber  möchte  ich 
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wenigstens  mit  der  Restiinmtheit  nicht  zugeben,  wie  sie  er- 
forderlich wäre,  um  massgebende  Schlüsse  darauf  zu  bauen. 
Der  Ausdruck  kommt  zweimal  vor.    Nach  der  ersten  Stelle, 
welche  Eichhorn  vorzugsweise  betont,  wurde  die  Constitutio 
veranlasst  durch  einen-  Streit  der  principes  cum  militibus  über 
die  Zahl  der  von  den  letzteren  von  ihren  Benefizien  zu  stel- 
lenden Halsbergen.   Da  nun  die  folgenden  Bestimmungen  nicht 
blos  die  Verpflichtungen  der  Vasallen,  sondern  auch  der  Mini- 
sterialen regeln,  und  zwar  auf  Grundlage  ihrer  Benefizien,  so 
liegt  doch  nichts  näher,  als  die  Annahme,  dass  hier  absichtlich 
der  Ausdruck  Milites  gewählt  wurde,   um  beide  Classen  zu- 
sammenzufassen. Der  Ausdrucksweise  des  zwölften  Jahrhunderts 
würde  das  durchaus  entsprechen.    Nur  das   Hesse  sich  etwa 
geltend  machen,  dass  die  Milites  hier  als  solche  erscheinen, 
welche  Halsbergen  stellen,  wie  davon  auch  später  bei  den  Va- 
sallen, nicht  aber  bei  den  Ministerialen  die  Rede  ist,  welchen 
vielmehr  Halsbergen  von  den  Herren  geliefert  werden.  Doch 
würden  sich  auch  da  noch  Erklärungen  finden  lassen,  welche 
trotzdem  die  Miteinbezichung  der  Ministerialen  unter  den  Aus- 
druck Milites  zulässig  erscheinen  lassen  würden ;  es  wird  nicht 
nöthig  sein,  darauf  weiter  einzugehen.    Bestimmter  weist  die 
zweite  Stelle  auf  das  Vasallenverhältniss  hin,  da  sie  von  dem 
Falle  redet,  dass  Milites  mehrere  Herren  haben.    Aber  auch 
das  würde  doch  nur  entscheidend  sein ,  wenn  hier  nothwendig 
an  freie  Vasallen,  nicht  an  Vasallen  überhaupt  zu  denken  wäre ; 
denn,  wie  schon  früher  ei'örtert  wurde ,  lässt  sich  im  zwölften 
Jahrhunderte  nicht  allein  die  Lehensfähigkeit  der  Ministerialen 
überhaupt  nachweisen,  sondern  auch  die  Constitutio  selbst  hat 
ausdrücklich  auf  dieselbe  Rücksicht  genommen.   Wenigstens  ein 
zwingender  Beweis  scheint  mir  hier  nicht  vorzuliegen ;  kann  man 
zugeben,  dass  die  Wahl  dieses  Ausdruckes  wohl  zunächst  an 
das  eilfte  Jahrhundert  denken  lässt ,   so  wird  sich  auch  kaum 
behaupten  lassen,   dass  jene   Stellen   unmöglich  im  zwölften 
Jahrhunderte  zuerst  so  niedergeschrieben  sein  könnten. 

Die  beachtenswerthesten  Gründe  scheinen  mir  die  von 
Nitzseh  beigebrachten,  welcher  für  die  Annahme  der  Ent- 
stehung in  früheren  Zeiten  des  eilften  Jahrhunderts  sich  auf 
die  Angabe  über  die  Bewaffnung  und  die  Stellung  der  Mini- 
sterialen im  Kriegswesen  stützt.    Und  es  scheint  mir,  dass  sich 
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in  dieser  Riclitiing-  noch  weitere  Haltpunkte  gewinnen  lassen. 
Handelt  es  sich  da  zum  Theil  um  Verhältnisse,  welchen  ich 
früher  keine  grössere  Aufmerksamkeit  zuwandte,  auf  welche 
mich  erst  diese  Untersuchung  führte,  so  ist  es  möglich,  dass 
ich  da  in  Einzelnem  fehlgreife^  aber  doch  kaum  so  weit,  dass 
die  Beweisführung  damit  überhaupt  ihr  Gewicht  verlieren  würde. 

So  weit  ich  sehe ,  fällt ,  von  Specialwaffen ,  wie  etwa 
Schützen,  abgesehen,  für  die  Heerfahrten  des  zwölften  Jahr- 
hunderts nur  noch  der  schwergewaffnete  Reiter,  der  gepanzerte 
Mües  oder  Lorieatus  ins  Gewicht.  Wie  viel  leichtgewaffnete 
Diener  dieser  mit  sich  führte,  war  seine  Sache,  hatte  für  den 
Herrn  keine  grössere  Bedeutung,  da  die  Zahl  derselben  für 
die  kriegerische  Entscheidung  nicht  in  Betracht  kam.  Schon 
das  Bamberger  Dienstrecht  um  1060  berücksichtigt  nur  die 
Lorica,  das  Kölner  Dieustrecht  nur  den  Miles;  seine  Servi 
werden  allerdings  beiläufig  erwähnt;  aber  es  ist  keine  Rede 
davon,  dass  er  sie  in  bestimmter  Zahl  zu  stellen  hat.  Nach 
dem  Lehensvertrage  der  Herren  von  Dorstadt  mit  dem  Bischöfe 
von  Hildesheim  1110  haben  dieselben  fünfzehn  milites  armati 
zu  stellen  (Sudendorf  Braunschw.  Urk.-B.  2,  229).  Der  Her- 
zog von  Zähringen  verspricht  1152  dem  Könige  zum  Zuge  nach 
Italien  fünfhundert  loricatos  equites  nebst  fünfzig  Schützen  zu 
stellen;  der  Kaiser  117G  denen  von  Cremona  mm  mille  militi- 
hus  ultramontanis  zu  Hülfe  zu  kommen  (Mon.  Germ.  L.  2,  91 ; 
Böhmer  Acta  127).  Werden  bei  solchen  und  ähnlichen  Ueber- 
einkommen  leichtbewaffnete  Reiter  gar  nicht  erwähnt,  so  scheint 
sich  doch  zu  ergeben,  dass  auf  sie  gar  kein  Gewicht  mehr 
gelegt  wird. 

Dem  gegenüber  muss  es  auffallen,  dass  die  Constitutio 
auch  die  Zahl  der  zu  stellenden  Scutarii  fest  bestimmt,  beim 
Vasallen  zwei ,  beim  Ministerialen  einen  auf  die  Brünne ;  und 
wenigstens  bei  jenen  wird  das  Stipendium  nicht  nur  für  die 
Brünne,  sondern  auch  für  den  Scutarius  besonders  bestimmt^ 
was  doch  anzudeuten  scheint,  dass  derselbe  nicht  blos  als 
Diener  des  gepanzerten  Ritters  in  Betracht  kommt,  eine  selbst- 
ständigere Stellung  einnimmt.  Beides  deutet  darauf,  dass  der 
ausser  dem  Schilde  keine  Schutzwaffe  führende  Leichtbewaffnete 
noch  für  die  ki-iegerischc  Entscheidung  selbst  von  Bedeutung 
war.  Bei'eits  Nitzsch,  Ministerialität  41,  hat  nachgewiesen,  dass 
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das  deutsche  Heer  noch  zu  Anfang  des  eilften  Jahrhunderts 
keinesvveg's  nur  aus  gepanzerten  Streitern  bestand.  Einzehie 
Ausdrücke  der  Urkunden  lassen  schliessen,  dass  wohl  noch 
später  auch  die  blossen  Schildträger  ins  Gewicht  fielen.  Der 
Graf  von  Arlou  verpflichtet  sich  1052,  dem  Erzbischofe  von 
Trier  vierzig  scutatos  diesseits,  zwanzig  jenseits  der  Alpen  zu 
stellen  (Beyer  Ui'k.-B.  1,  393).  Solche  Ausdrücke  wui-den  doch 
zweifellos  nicht  ohne  Absicht  gewählt.  So  weit  die  Mannen 
des  Grafen  schwerere  Rüstung  besassen  oder  vom  Herrn  er- 
hielten ,  erschienen  sie  natürlich  in  eigenem  Interesse  schwer- 
bewaffnet; aber  wenn  der  Graf  nur  Leichtbewaffnete  stellte, 
so  genügte  er  seiner  Verpflichtung,  und  es  müssen  demnach  doch 
auch  diese  selbstständigen  Werth  für  die  Kriegführung  gehabt 
haben.  Dasselbe  ergibt  sich,  wenn  um  1045  ein  Edelherr  mit 
dem  Abte  von  Hersfeld  den  Vertrag  eingeht,  ut  ipshis  abhatis 
miles  sit  et  quinque  scutatos  ad  orientales  partes  in  expeditioneni 
mittat^  et  Iiis  eciam  ahhas  victus  necessaria  preheat  (Wenk 
Hess.  L.  G.  3,  53).  Ich  möchte  das  nicht  mit  Nitzsch  dahin 
verstehen,  dass  der  Miles  mit  fünf  Schildträgern  auszurücken 
habe;  der  Edelherr  soll  Vasall  des  Abtes  sein  und  genügt 
meiner  Ansicht  nach  seiner  Verpflichtung,  wenn  er  fünf  Leicht- 
bewaffnete zui"  Heerfahrt  stellt.  Die  Betonung  des  Scutarius 
entspricht  demnach  durchaus  den  früheren  Zeiten  des  eilften 
Jahrhunderts,  nicht  aber  den  Zeiten  K.  Friedrichs  I. 

Zur  Bezeichnung  des  Schwerbewaffneten  dienen  die 
Brünne  und  die  Halsberge.  Ist  zwischen  beiden  überhaupt 
schärfer  zu  scheiden,  so  bezeichnet  jene  die  ältere,  diese  die 
neuaufkommende  und  kostbarere  Schutzwaffe  (vgl.  v.  Sacken, 
Ambraser  Samml.  1,  58  ff.).  Heisst  es  in  der  Constitutio  zuerst, 
dass  Streit  über  die  Zahl  der  zu  stellenden  Halsbergen  ent- 
standen sei,  dann,  dass  der  Vasall  von  zehn  Mausen  eine 
Brünne  und  zwei  Schildträger  zu  stellen  habe,  und  weiter,  dass 
er  für  die  Halsberge  drei,  für  jeden  Schildträger  eine  Mark 
erhalte,  so  sind  beide  Ausdrücke  sichtlich  wesentlich  gleichbe- 
deutend für  den  Schwerbewaffneten  überhaupt  gebraucht.  Da- 
mit wird  vereinbar  bleiben ,  dass  man  zwischen  den  Waffen- 
stücken selbst  dennoch  bestimmter  schied.  Der  freie  Vasall 
hat  für  seine  Ausrüstung  auschliesslich  selbst  zu  sorgen ;  werden 
ihm  das  seine  Mittel  durchwegs  erlaubt  haben,  so  wird  er  schon 
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im  eigenen  Interesse  die  vollständigere  Rüstung  angeschafft 
haben;  die  Constitutio  scheint  vorauszusetzen,  dass  thatsüchlich 
die  Vasallen  durchweg  in  Halsbergen  ausrücken,  während  es 
dem  Herrn  auch  genügen  musste,  wenn  der  eine  oder  andere 
in  der  althergebrachten  Brünne  erschien.  Lag  es  nicht  in  der 
Absicht,  dem  Herrn  ein  ausdrückliches  Recht  darauf  zuzu- 
sprechen, dass  die  Vasallen  Halsbergen  haben  mussten,  so  hat 
der  Wechsel  der  Ausdrücke  kaum  etwas  Auffallendes,  auch 
wenn  man  sich  des  Unterschiedes  vollständig  bewusst  war. 
Und  das  scheint  sich  aus  den  Angaben  über  die  Ministerialen  be- 
stimmt zu  ergeben,  auf  welche  Nitzsch  in  dieser  Richtung  auf- 
merksam macht.  Der  Ministerial  hat  eine  Brünne  zu  stellen;  die 
Halsberge  wird  bei  ihm  nicht  vorausgesetzt,  sondern  es  heisst, 
dass  es  vom  Ermessen  des  Herren  abhängt,  ob  er  ihm  etwa 
eine  solche  verleihen  will.  Der  Ministerial  ist  nicht  mehr 
blosser  Scutatus;  aber  auf  seine  eigenen  Mittel  beschi'änkt,  ist 
er  im  allgemeinen  auch  noch  nicht  im  Besitze  des  kostbareren 
Waffenstückes ;  es  erscheint  nur  wünschenswerth,  dass  auch  er 
damit  ausgerüstet  sei,  und  der  Herr  greift  da  mit  seinen  Vor- 
räthen  ein,  so  weit  diese  reichen. 

Das  deutet  auf  eine  frühere  Zeit,  wo  der  Ministerial  wohl 
auf  dem  Wege  war,  ebenso  schwergewaffnet ,  als  der  freie 
Ritter  in's  Feld  zu  rücken,  das  aber  noch  nicht  erreicht  hatte. 
Den  Verhältnissen  des  zwölften  Jahrhunderts  entspricht  das 
nicht  mehr.  Ein  Unterschied  zwischen  leichterer  und  schwererer 
Panzerung  wird  da,  so  weit  ich  sehe,  nicht  mehr  gemacht;  es 
ist  schlechtweg  von  der  Lorica  die  Rede ;  wenigstens  aus 
nächstliegenden  Hülfsmitteln  weiss  ich  den  Ausdiuck  Brunia 
überhaupt  nicht  mehr  nachzuweisen.  Insbesondere  scheint  mir 
auch  nichts  mehr  darauf  zu  deuten,  dass  die  Ministerialen 
anders  gerüstet  ausrückten,  als  die  Vasallen;  zwischen  freien 
und  unfreien  Milites  wird  in  dieser  Richtung  kein  Unterschied 
gemacht.  Die  Dienstrechte  stellen  denn  auch  keine  besonderen 
Forderungen  bezüglich  der  Bewaffnung;  der  Ausdruck  Miles 
oder  lioricatus  genügt  in  dieser  Richtung  für  alles,  was  zu 
sagen  ist. 

Besonders  beachten swerth  erscheint  nun  aber  weiter  die 
Angabe  der  Constitutio,  dass  die  Ministerialen  fünf  Pfund 
Stipendium  erhalten,  et  diio  equi,  umis  cnrrens  alter  amhulans, 
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adddntnr ,  ac  dtiohna  sociis  sournwius  vicfilihnfi  hene  onarahis 
committatur,  qui  ah  ipsis  ad  opus  dominoriim  diligenter  custodia- 
ttir.  Der  Miuisterial  scheint  hier  noch  weiter  znrück  zu  sein, 
als  das  -selbst  die  Dienstrechte  des  eilften  Jahrhunderts  ergeben. 
Er  ist  aus  eigenen  Mitteln  nicht  so  schwer  beritten,  dass  das 
für  eine  Heerfahrt  genügte ;  es  muss  da  der  Herr  eingreifen. 
Ein  Pferd  wird  allerdings  auch  im  Bamberger  Dienstrechte 
noch  gestellt,  das  aber  nur  für  seinen  Diener  bestimmt  sein 
mag,  da  im  Weissenburger  Dienstrechto  bei  der  Fahrt  über 
Berg  ausdrücklich  nur  von  zwei  Pferden  für  die  beiden  Diener 
die  Rede  ist,  bei  anderen  Fahrten  nur  von  einem  Pferde  schlecht- 
weg, das  darnach  doch  auch  als  Pferd  des  Dieners  zu  fassen 
sein  wird.  Im  Kölner  Dienstrechte  ist  dann  überhaupt  von 
Stellung  von  Pferden  durch  den  Herrn  nicht  mehr  die  Rede. 

Bezeichnender  noch  scheint  mir  die  Bestimmung  über  das 
Saumthier  zu  sein.  Die  beiden  Socii  sind  sichtlich  nicht  Diener 
eines  Ministerialen,  sondern  je  zwei  Ministerialen  wird  ein  be- 
packtes Saumthier  anvertraut;  würde  mir  das  an  und  für  sich 
nicht  zweifelhaft  sein,  so  heisst  es  überdies  im  Kölner  Dienst- 
rechte ausdrücklich ,  dass  duohus  militihus  ein  Saumthier  zu 
stellen  sei.  Dieses  aber  ist  nach  der  Constitutio  nicht  für  sie 
selbst  bestimmt ;  es  ist  ah  ipsis  (wie  gegenüber  dem  ad  ipsis 
der  Mon.  Germ,  nach  beiden  Abdrücken  der  Mon.  Boica  zu 
lesen  ist)  ad  opus  dominorum  zu  bewachen.  Da  erscheint  der 
Ministerial,  mag  in  der  Schlacht  seine  Aufgabe  auch  schon  eine 
andere  sein,  doch  auf  dem  Marsche  noch  wesentlich  als  Train- 
soldat, in  voller  Uebereinstimmung  mit  dem,  was  Nitzsch  be- 
züglich des  Zurückgehens  des  Ministerialen  auf  den  Scararius 
und  Caballarius  nachgewiesen  hat.  Davon  tritt  schon  im 
Weissenburger  Dienstrechte  nichts  mehr  hervor;  hat  der  Herr 
jedem  Ministerialen  ein  mit  allem  Nöthigen  bepacktes  Maul- 
thier zu  stellen,  so  ist  das  hier  sichtlich  nur  eine  Vergünstigung 
für  den  Dienstmann,  dem  überdies  zwei  Diener  gestellt  werden, 
denen  die  Sorge  für  das  Lastthier  obliegt.  Aehnlich  ist  auch 
im  Kölner  Dienstrechte  einfach  davon  die  Rede,  dass  der  Erz- 
bischof  je  zwei  Rittern  ein  Saumthier  mit  Zubehör  zu  stellen 
hat;  auch  hier  findet  sich  nicht  mehr  die  geringste  Andeutung, 
dass  sie  dasselbe  nur  im  Interesse  des  Herrn  zu  überwachen 
haben.    Andererseits  ist  der  engste  Zusammenhang  mit  der 
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Bestiinranng'  der  Constitutio  nicht  zu  verkennen;  was  hier  noch 
wesentlich  als  Verptliclitimg'  des  Mannes  gegen  den  Herrn  er- 
scheint^ hat  auf  einer  späteren  Stufe  der  Entwicklung  die  Be- 
deutung einer  Verpflichtung-  des  Herren  gegen  den  Mann 
gewonnen. 

Ist  das  Kölner  Dienstrecht  jedenfalls  vor  1176  entstanden 
(vgl.  Nitzsch  Miuisterialität  16),  so  wird  der  Sprachgebrauch 
die  Annahme  einer  Entstehung  schon  im  eilften  Jahrhunderte 
kaum  gestatten.  Dagegen  liegt  uns  das  Recht  der  Weissen- 
burger  Reichsdienstmannen  in  einer  Aufzeichnung  von  1029 
vor.  Die  Echtheit  der  Urkunde  ist  insbesondere  von  Bresslau, 
Kauzlei  K.  Konrad's  11.  129,  in  Zweifel  gezogen.  Dass  sie 
uns  nicht  durchaus  in  der  ursprünglichen  Form  vorliegt,  wird 
zweifellos  zuzugeben  sein;  sie  ist  uns  in  der  1125  entstandenen 
Sammlung  Udalrich's  von  Bamberg  erhalten,  der  auch  sonst 
die  von  ihm  benutzten  Stücke  nicht  immer  mit  voller  Ge- 
nauigkeit wiedergibt  (vgl.  Jalfe  Bibl.  5,  2).  Will  man  weiter 
gehen  und  annehmen,  dass  auch  ihm  schon  eine  Ueberarbeitung 
der  Urkunde  vorgelegen  habe,  so  würde  dieselbe  doch  späte- 
stens in  den  Beginn  des  zwölften  Jahrhunderts  gehören ;  deuten 
Bestimmungen  der  Constitutio  auf  eine  frühere  Entwicklung, 
so  würden  diese  auch  dann  noch  immer  gegen  Entstehung  im 
zwölften  Jahrhunderte  sprechen.  Bestimmtere  Haltpunkte  aber 
dafür,  dass  gerade  die  Bestimmungen  über  die  Rechte  der 
Dienstmannen  gefälscht  seien ,  scheinen  durchaus  zu  fehlen ; 
gegen  die  Zulässigkeit  der  Datii'ung  an  und  für  sich  ist  kein 
Einwand  zu  erheben.  Unter  diesen  Verhältnissen  wird  es  doch 
gerechtfertigt  sein,  zunächst  daran  festzuhalten,  es  sei  uns  hier 
das  Dieustrecht  so  überliefert,  wie  es  1029  gestaltet  war. 

Zeigt  nun  die  Constitutio  die  Dienstmannen  noch  in  einer 
ungünstigeren  Stellung,  so  niuss  das  den  Schluss  nahe  legen, 
dass  ihre  bezüglichen  Bestimmungen  einer  früheren  Zeit  an- 
gehören. In  eine  erheblich  frühere  Zeit  würden  wir  fi  eilich 
keinesfalls  zurückgreifen  dürfen.  Fangen  die  Romfahrten  der 
Deutschen  im  zehnten  Jahrhunderte  an,  so  niusste  einige  Zeit 
v  ergeben ,  ehe  sich  bezüglich  derselben  ein  bestimmteres  Her- 
kommen ausgebildet  haben  konnte,  wie  dasselbe  doch  auch  in 
der  Constitutio  vorausgesetzt  wird,  da  die  Mannen  sich  auf 
ihr  Reclil  bei  ufeu.    Die  äusserste  Grenze  dürfte  da  wohl  der 
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liömerzug  K.  Otto's  III.  99()  bezeichnen,  während  gewiss  Ent- 
stehung unter  einem  seiner  Nachfolger  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  walirscheiulichcr  sein  muss,  wie  dafür  insbesondere 
auch  der  Gebrauch  des  Ausdruckes  Feodum,  Avenn  wir  den- 
selben liier  in  Anschlag  bringen  dürfen,  sprechen  muss.  lind 
jenes  Verhältniss  zum  Weissenburger  Dienstrechte  scheint  mir 
auch  die  Annahme  gleichzeitiger  und  selbst  etwas  späterer 
Entstehung  nicht  gerade  auszuschliesseu.  D'w  Entwicklung  der 
günstigeren  Stellung  der  Ministerialen  hielt  keineswegs  überall 
gleichen  Schritt.  Erfahren  wir  aus  dem  um  1150  aufgezeichneten 
Dienstrecht  von  Ahr  (Lacomblet  Urk.-B.  4,  774),  dass  bis 
dahin  die  Dienstmannen  noch  verpflichtet  waren,  mit  ihren 
Pflügen  die  Aecker  des  Clrafen  bestellen  zu  lassen,  so  wird 
das  nicht  für  die  Stellung  der  Ministerialen  dieser  Zeit  im 
Allgemeinen  massgebend  sein  dürfen.  Eher  freilich  werden 
wir  bei  der  Constitutio,  die  sich  auf  das  ganze  Reich  bezieht, 
anzunehmen  haben,  dass  sie  nicht  gerade  die  noch  am  un- 
günstigsten gestellten  Ministerialen  im  Auge  hat-,  wir  werden 
da  etwa  Beachtung  der  Durchschnittsstellung  erwarten  dürfen. 
Das  schliesst  aber  andererseits  nicht  aus,  dass  gerade  die 
Weissenburger  Dienstmannen  schon  günstiger  standen,  als  die 
Durchschnittsstellung  zu  jener  Zeit  war.  Darauf  lässt  von 
vornherein  schliessen,  dass  das  hier  aufgezeichnete  Recht  ein 
von  ihnen  beim  Uebergange  an  das  Reich  erbetenes  war.  Es 
bestätigt  sich  das  weiter  dadurch,  dass  einzelne  Bestimmungen 
wesentlich  günstiger  sind,  als  die  jüngerer  Dienstrechte.  Ins- 
besondere die  bezüglich  des  Stipendium  bei  Zügen  nach 
Italien.  Dieses  beträgt  hier  zehn,  oder  mit  Zurechnung  dessen, 
was  die  Diener  erhalten,  sogar  zwölf  Talente,  unter  denen  wir 
doch  Pfunde  zu  verstehen  haben.  Bestimmt  da  die  Constitutio 
fünf  Pfund,  so  könnte  das  an  und  für  sich  wieder  auf  früheren 
Ursprung  deuten.  Aber  noch  im  Kölner  Dienstrechte  finden 
wir  den  wohl  entsprechenden  Satz  von  zehn  Mark,  und  im 
Bamberger  Dienstrechte  sogar  nur  drei  Pfund.  Weisen  die 
erörterten  Verhältnisse  die  bezüglichen  Bestimmungen  der 
Constitutio  ziemlich  sichei'  in  die  erste  Hälfte  des  eilften  Jahr- 
hunderts, so  wird  daraus  eine  Entstehung  vor  1029  wenigstens 
nicht  nothwendig  zu  folgern  sein. 
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Gegen  Entstehung-  im  zwölften  Jahrhuuderte  müsste  an 
und  für  sich  zweifellos  auch  sprechen  die  Art  und  Weise,  wie 
die  Ministerialen  bezeichnet  werden.  Es  heisst :  de  ecdesiarum 
filiis  vel  domesticis,  id  est  ministerialihns,  vel  quorumcunque  prin- 
cipum  clientela ,  qui  cottidie  ad  serviendum  imrati  esse  debent. 
Allerdings  haben  wir  gerade  den  Ausdruck  Ministeriales  für 
die  Entstehung  im  zwölften  Jahrhunderte  geltend  gemacht. 
Aber  ein  Schreiber  des  zwölften  Jahrhunderts ,  der  in  seiner 
Ausdrucksweise  durch  nichts  gehemmt  war,  würde  sich  da 
zweifellos  mit  dem  Ausdrucke  Ministerialen  begnügt  haben, 
der  ganz  genau  die  Mannen,  sowohl  der  Kirchen,  als  der 
Laienfürsten  bezeichnete,  von  denen  hier  die  Rede  sein  sollte. 
Nehmen  wir  aber  etwa  an,  der  Ausdruck  Ministerialen  sei 
erst  später  hinzugekommen,  so  erhalten  wir  eine  Ausdrucks- 
weise ,  welche  den  Verhältnissen  des  eilften  Jahi'hunderts 
durchaus  entspricht,  wo  es  für  diese  Personenclasse  noch  keinen 
feststehenden  Namen  gab,  wo  sie  noch  wenig  einheitlich  ge- 
staltet war,  wo  es  nahe  liegen  konnte,  sie  zur  Unterscheidung 
von  den  Vasallen  als  die  immer  zum  Dienste  Verpflichteten 
zu  bezeichnen.  Findet  sich  der  Ausdruck  Domestici  noch  im 
Kölner  und  Ahrer  üienstrechte ,  so  erinnert  der  selten  vor- 
kommende Ausdruck  Clientela  an  die  Clientes  des  Weissen- 
burger  Dienstrechtes. 

Glaube  ich  nachgewiesen  zu  haben_,  dass  das  Stück,  wie 
es  vorliegt,  späteren  Zeiten  des  zwölften  Jahrhunderts  ange- 
hören muss,  dass  andererseits  manche  Stellen  an  und  für  sich 
bestimmt  auf  Abfassung  im  eilften  Jahrhunderte  deuten,  so 
sind  wir  damit  unmittelbar  auf  die  Annahme  verwiesen ,  dass 
hier  ein  älterer  Text  später  überarbeitet  ist^  ohne  doch  überall 
genügend  den  Verhältnissen  der  späteren  Zeit  angepasst  zu 
sein.  Dafür  finden  sich  denn  auch  sonst  genügende  Halt- 
punkte. Das  bereits  besprochene  id  est  minister ialihus  erklärt 
sich  dann  leicht  als  Erläuterung  des  Ueberarbeiters.  Heisst 
es :  ad  curiam  Gallorum,  hoc  est  in  campum,  qui  vidgo  Rungalle 
dicitur,  so  wird  dasselbe  Verhältniss  gar  nicht  zu  bezweifeln 
sein ;  dem  ungewöhnlichen  Namen,  den  er  vorfindet,  setzt  der 
Ueberarbeiter  den  gebräuchlichen  zu;  fühlte  er  sich  da  nicht 
durch  eine  Vorlage  gehemmt,  so  ist  nicht  abzusehen,  wesshalb 
er  sich  nicht  auf  Angabe  des  letzteren  beschränkte.  Schwer 
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erklärlich  würde  es  mir  auch  sein,  wie  man  bei  der  Annahme 
ganz  selbstständiger  Fassung  auf  die  Angabe :  quando  pro 
Corona  nostra  vel  aliqua  regni  titilitate  aut  honore  Roniana  ex- 
peditio  fraeparetur,  gekonmien  sein  sollte.  Expeditio  llomana 
ißt  der  feststehende  Ausdruck  für  den  Kröiiungszug  nach 
Rom ;  selbst  dem  Wortsinne  nach  könnte  er  doch  nur  eine 
Heerfahrt  bezeichnen,  deren  Ziel  Rom  war.  Für  die  mehrfach 
geäusserte  Behauptung,  dass  mit  der  Zeit  jeder  Zug  nach 
Italien  so  bezeichnet  wurde,  sehe  ich  mich  vergeblich  nach 
einem  Zeugnisse  um,  wenn  von  der  Constitutio  selbst  abge- 
sehen wird.  Allerdings  ist  in  den  urkundlichen  Quellen  sehr 
häufig  von  den  Zügen  nach  Italien  schlechtweg,  von  der  Fahrt 
über  Berg,  die  Rede ;  dann  finden  wir  aber  auch  allgemeinere 
Ausdrücke,  es  heisst  expeditio  Italica,  häufiger  expeditio  trans 
Alpes  oder  ultra  montes.  Wo  aber  ausdrücklich  von  der  ex- 
peditio Romana  die  Rede  ist,  da  ergibt  sich  auch,  dass  man 
nur  den  Krönungszug  nach  Rom  im  Auge  hatte.  In  der  Con- 
stitutio, wie  sie  vorliegt,  ist  das  sichtlich  nicht  der  Fall,  da 
sie  ausdrücklich  auch  von  anderen  Heerfahrten  spricht,  für 
welche  doch  der  Ausdruck  Expeditio  Romana  unangemessen 
ist,  wenn  man  nicht  annehmen  will,  sie  habe  ausser  den 
Kröuungszügen  nur  die  seltenen  sonstigen  Züge  berücksichtigen 
wollen,  bei  welchen  gerade  Rom  von  vorneherein  der  Ziel- 
punkt war.  Wenn  die  Constitutio  nicht  in  nächstliegender  und 
allgemein  üblicher  Weise  von  der  Fahrt  über  Berg  redet,  so 
scheint  mir  das  zweifellos  daraus  zu  erklären  zu  sein,  dass  die 
Vorlage  wii-klich  nur  die  Romfahrt  im  engeren  Sinne  im  Auge 
hatte,  dass  der  Ueberarbeiter  die  auch  andere  Züge  einbe- 
ziehenden Worte  einschob ,  trotzdem  aber  den  Ausdruck  Ex- 
peditio Romana  aus  der  Vorlage  beibehielt. 

Es  wird  nicht  nöthig  sein,  noch  Aveitere  Stellen  aufzu- 
suchen, in  welchen  die  Ueberarbeitung  eines  älteren  Textes, 
auf  welche  innere  Gründe  hinweisen,  sich  auch  in  den  Aeusser- 
lichkeiten  der  Fassung  noch  bemerklich  macht;  ein  ganz 
ausschlaggebender  Haltpunkt  Avird  ohnehin  noch  zur  Sprache 
kommen.  Daun  aber  wird  nach  dem  früher  Erörterten  auch 
die  Zeitfrage  als  wesentlich  gelöst  betrachtet  werden  müssen; 
die  ältere  Vorlage  wird  den  früheren  Zeiten  des  eilften,  die 
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Ueberarbeitung  den  späteren  Zeiten  des  zwölften  Jahrhunderts 
angehören. 

Ungelöst  erscheint  noch  die  Frage  nach  dem  Charakter 
der  älteren  Vorlage.  Hatte  der  Ucberarbeiter  ein  echtes,  etwa 
von  K.  Konrad  II.  erlassenes  Gesetz  vor  sich?  Ist  die  jeden- 
falls gefälschte  Beziehung  auf  Karl  den  Grossen  erst  sein 
Werk  oder  gehörte  sie  schon  der  Vorlage  an? 

Für  die  Entscheidung  dieser  Frage  wird  vor  allem  der 
Umstand  zu  beachten  sein,  dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
der  Constitutio  durchweg  in  Reimen  gefasst  sind.  Handelte  es 
sich  um  eine  andere  Zeit,  so  dürfte  der  Hinweis  darauf  genügen, 
um  die  Annahme  zu  beseitigen,  es  könne  die  Vorlage  eine 
echte  Königsurkunde  gewesen  sein.  Fanden  wir  uns  aber  auf 
eine  Vorlage  aus  dem  eilften  Jahrhunderte  hingewiesen,  so  ist 
das  nicht  in  gleicher  Weise  der  Fall.  Die  Reimprosa,  wie  wir 
sie  in  Geschichtswerken  der  Zeit,  so  in  der  Vita  Mathildis, 
bei  Wippo,  in  den  Quedliuburger  und  Altaicher  Annalen,  finden, 
ist  auch  in  den  Urkundenstil  eingedrungen.  Beispiele  dafür 
sind  mir  schon  in  den  späteren  Zeiten  des  zehnten  Jahrhunderts 
aufgefallen  (z.  B.  Beyer  Urk.-B.  1,  n.  252.  258.  260),  wie  sie 
sich  andererseits  auch  in  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  noch 
nachweisen  lassen  (z.  B.  Lacomblet  Urk.-B.  1,  n.  314,  341; 
Mon  Boica  28  b,  95).  Besonders  häufig  zeigt  die  Arenga  Reime, 
was  freilich  da,  wo  dieselbe  nur  aus  zwei  Satztheilen  besteht, 
als  blosser  Zufall  erscheinen  kann;  heisst  es  aber  etwa  989: 
Ctim  praesens  haec  vita  transeat,  \  nihilque  in  sese  certitudinis 
haheat,  \  necesse  est  unusquisque  pro  posse  honis  studeat.,  \  quibus 
ad  certitudinem  perveniat  |  (Beyer  Urk.-B.  1 ,  n.  260),  so  ist 
doch  zweifellos  der  Reim  absichtlich  gesucht.  Wie  dann  hier 
der  weitere  Text  keinen  Reim  mehr  zeigt,  so  tritt  dieser  auch 
sonst  wohl  nur  in  einem  einzelnen  Bestandtheile  der  Urkunde 
auf.  So  in  einem  päbstlichen  Privileg  von  1066  lediglich  in 
der  Schlussformel :  Si  quis  igitur  hidus  nostri  privilegii  temere 
violator  extiterit,  \  et  monitus  canonice  emendare  contempserit,  \ 
perpetui  anathematis  vinculis  se  innodandum  noverit,  \  nisi  forte 
resipiscens  digne  satisfecerit ;  \  qui  vero  pla  devotione  ohservator 
esse  studnerit,  \  precibns  apostolormn  principum  Petri  et  Pauli 
peccatorim  suorimi  omnium  ab  omnipotenti  deo  consequatur 
veniam,  \  et  eterne   beatitudinis  mereatur  gloriam  (Lacomblet 
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Urk.-I3.  I;  n.  20üj.  Solclie  Stücke  mögen  aus  Formularien 
entnommen  sein.  Aber  man  sieht  doch,  wie  auch  bei  den 
Concipienten  des  besonderen  Inlialtes  der  Urkunden  die  all- 
gemeine Freude  der  Zeit  am  Keime  zum  Durclibruch  kommt. 
Bald  geschieht  das  nur  ganz  vereinzelt;  es  zeigen  sich  hie  und 
da  einzelne  Reimpaare,  bei  Avelchen  die  Grenze  zwischen  Ab- 
sicht und  Zufall  oft  schwer  zu  ziehen  ist.  Häufig  zeigen  sich 
aber  ganze  Reihen  von  Reimen,  die  dann  freilich  wohl  wieder 
durch  lange  Absätze  unterbrochen  werden,  denen  jeder  Reim 
fehlt  (z.  B.  Lacomblet  Urk.-B.  1,  n.  341);  am  weitesten  durch- 
geführt finde  ich  die  Manier  in  Urkunde  des  Erzbischofs  von 
Trier  von  1036  (Beyer  Urk.-B.  1,  n.  307),  welche  üist  ihrem 
ganzen  Umfange  nach  gereimt  erscheint. 

Dieser  Brauch  hat  nun  vereinzelt  auch  in  der  Reichs- 
kanzlei Eingang  gefunden.  Auf  eine  bezügliche  Urkunde 
K.  Heinrich's  III.  von  1140  hat  bereits  Bresslau,  Kanzlei 
K.  Konrad's  II.  S.  35 ,  aufmerksam  gemacht.  Noch  weiter 
durchgeführt  ist  das  in  einer  Urkunde  desselben  Königs  von 
1045 :  Si  locis  deo  dicatis  quiddam  heneficii  iuxta  peticiones  dei 
servorum  ex  nostrae  liberalitatis  munere  conferimus,  \  id  nobis 
profuturum  liquido  credimus,  j  et  ad  mortalem  vitam  tempora- 
liter  transigendam  \  et  ad  eternani  feliciter  ohtinendam.  \  Weiter 
ist  die  Narratio  durchweg  gereimt:  —  iiioiiuit,  —  petiit,  — 
anteriores,  —  imperatores,  —  delegaverunt ,  —  confii-maverunt, 
—  renovare,  —  confirmare,  —  consentientes,  —  decernentes.  In 
der  Dispositio  hat  der  Schreiber  das  dann  im  Allgemeinen  nicht 
mehr  durchzuführen  gewusst;  doch  zeigen  auch  da  consistencia 
und  dementia,  andeat  und  presiimat,  invenerat  und  adqiiesioerat, 
dass  er  das  Reimwort  bevorzugt,  wo  er  es  leicht  zu  finden 
weiss.  Endlich  aber  ist  insbesondere  bei  der  Corroboratio  des 
Reimes  willen  ganz  von  den  gebräuchlichen  Formeln  abge- 
sehen :  Hoc  et  quicqnid  de  prefate  rebus  ecclesie  laudavimus,  \ 
nostri  auctoritate  scripti  firmavimus ;  |  quod  ut  presenti  et  futiiro 
tempore  verixis  credatiir  \  nostrisque  successoribtis  diligentius  cu- 
stodiatur,  |  id  manio  j^>7'op?7'a  confirmavimus ,  |  nostrique  impres- 
sione  sigilli  signari  iussimus  \  (Beyer  Urk.-B.  1,  n.  322).  Noch 
bei  einer  anderen  Urkunde  desselben  Jahres  zeigt  sich  ausser 
einer  gereimten  Arenga  und  einzelnen  Reimen  im  Texte  ein 
solches  Abweichen  von  den  üblichen  Schlussformeln  des  Reimes 
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willen  :  Haec  omnia  —  regio  decreto  confirmamus ,  \  nec  non 
successoribns  nostris  mandaimis,  \  ut  et  ipsi  inconvulsi  teneant  |  et 
alios  quidquam  contrarietatis  inferre  molientes  teuere  cogant;  |  et 
—  mami  propria  signavimus  \  et  sigilU  nostri  impressione  in- 
signiri  iussinms;  \  in  einer  die  Vorlage  M'örtlich  wiederholenden 
Bestätigung'surkunde  von  1067  finden  sich  denn  auch  alle  Reime 
wieder,  nur  dass  am  Schlüsse  die  üblichere  Wortstellung  mssi- 
miis  vmniri  wieder  hergestellt  ist  (Böhmer  Acta  53;  Stumpf 
Acta  76).  Einzelne  Stellen  in  Reimprosa  finden  sich  auch 
sonst  wohl  in  Königsurkunden  dieser  Zeit,  z.  B.  Antich. 
Estensi  1,  93 ;  Remling  Urk.-B.  1,  35.  Dagegen  ist,  so  weit 
ich  sehe,  von  Arengen  und  vereinzelten  Reimpaaren,  wie  sie 
sich  auch  mehr  zufällig  ergeben  konnten,  abgesehen,  diese 
Manier  sowohl  der  Kanzlei  K.  Konrad's  II.,  als  der  K.  Hein- 
rich's  IV.  fremd;  erst  1101,  gegen  Ende  der  Regierung  des 
letzteren,  ist  mir  wieder  eine  Urkunde  aufgefallen,  in  welcher 
die  Reimprosa  deutlich  hervortritt  (Stumpf  Acta  89). 

An  und  für  sich  sind  demnach  die  Reime  in  der  Con- 
stitutio  kein  Beweis  dagegen,  dass  sie  Ueberarbeitung  einer 
echten  königlichen  Urkunde  sein  könne.  Fanden  wir  Beispiele 
für  Reimpi'osa  in  Königsurkunden  gerade  im  J.  1045,  hat 
weiter  K.  Heinrich  III.  gerade  im  folgenden  Jahre  seinen 
Römerzug  angetreten,  so  liegt  gewiss  nichts  näher,  als  der 
Gedanke,  es  handle  sich  um  ein  mit  nächster  Rücksicht  auf 
diesen  erlassenes  Gesetz.  Und  damit  würde  ja  das,  was  sich 
bezüglich  der  Zeitverhältnisse  ergab,  immerhin  vereinbar  sein. 
Dennoch  glaube  ich,  dass  wir  von  der  Annahme  ganz  absehen 
müssen,  dass  eine  Urkunde  K.  Heinrich's  III,  oder  eines  an- 
deren Herrschers  dieser  Zeit  zu  Grunde  liegen  könne. 

Zunächst  ist  nicht  Avohl  abzusehen,  was  den  Ueberarbeiter, 
wenn  ihm  eine  solche  vorlag,  veranlassen  konnte,  sie  in  eine 
Urkunde  Karl's  des  Grossen  umzuw^andeln.  Das  deutet  doch 
an  und  für  sich  auf  eine  Vorlage ,  der  die  Form  einer  könig- 
lichen Urkunde,  die  Beziehung  auf  einen  bestimmten  Herrscher 
fehlte.  War  das  der  Fall,  so  ist  es  allerdings  erklärlich,  wenn 
der  Ueberarbeiter  gerade  auf  Karl  verfiel ,  in  dem  man  ja 
überhaupt  vorzugsweise  den  Gesetzgeber  und  den  Begründer 
des  später  geltenden  Rechtes  sah. 
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Wenn  wir  nun  aber  aucli  annehmen  wollen  ,  der  Uebei-- 
arbeiter  habe  irgendwelchen  besonderen  Grund  gehabt,  das 
Gesetz  eines  späteren  Königs  auf  Karl  zu  übertragen,  so  wäre 
doch  zu  erwarten,  dass  er  sich  mit  Aenderung  des  Namens 
und  der  Zeitangaben  begnügt  hätte ;  es  müssten  dann  im 
übrig'en  die  urkundlichen  F ormen  dem  eilfteu  Jahrhunderte 
entsprechen.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist,  wurde  schon  früher 
bemerkt.  In  der  vorliegenden  Gestalt  entsprechen  sie  der 
Kanzlei  keines  Herrschers ;  so  weit  sie  aber  nicht  überhaupt 
auf  Willkür  beruhen,  ergibt  sich  Benutzung  karolingischer  Ur- 
kunden. Das  weist  doch  bestimmt  darauf  hin,  dass  der  Vor- 
lage aus  dem  eilfteu  Jahrhunderte  die  urkundliche  Einkleidung 
noch  fehlte,  dass  diese  überhaupt  erst  bei  der  Ueberarbeitung 
hinzukam. 

Ein  anderer  Umstand  bestätigt  das.  Durch  die  gesammten 
gesetzlichen  Bestimmungen  ziehen  sich  die  Reime,  von  dem 
freparetur ,  detur ,  indicetur  u.  s.  w.  der  ersten ,  bis  zum  im- 
pendant,  concedant,  perducatit,  suppleant  der  letzten ;  es  ist  kein 
Zweifel,  dass  bei  der  Vorlage  auf  die  Keime  grosses  Gewicht 
gelegt  wurde  und  wir  dieselbe  nur  so  weit  reichend  denken 
dürfen,  als  sich  die  Reime  nachweisen  lassen.  Lag  eine  Königs- 
urkunde vor,  die  sich  überhaupt  in  Reimprosa  bewegte,  so 
ergeben  die  angeführten  Beispiele,  dass  man  dann  auch  in  den 
Eingangs-  und  Schlussformeln  den  Reim  anwandte,  während 
gerade  die  Dispositio  ihn  am  wenigsten  zeigt.  Hier  dagegen 
würde  nur  diese  entschieden  gereimt  sein.  Denn  auf  den  Reim 
der  Arenga:  Si  predecessorum  nostronm  morem  sequimur,  \  non 
solum  presentihus ,  sed  et  succadentibiis  suhvenire  nitimnr,  \  wird 
in  dieser  Richtung  nicht  das  geringste  Gewicht  zu  legen  sein. 
Heisst  es,  abgesehen  von  den  zahllosen  Arengen  aus  den  ver- 
schiedensten Zeiten,  welche,  wie  die  obige,  nur  aus  zwei  mit 
Reimworten  schliessenden  Satztheilen  bestehen,  in  Urkunden 
K.  Ludwig's  des  Frommen :  Si  locis  deo  dicatis  quiddam  honoris 
conferimus  \  et  deo  in  eis  famulantium  pacis  et  tranquillitatis 
curam  gerimus  \  et  ad  ministerium  suwn  liberius  exsequendum 
opem  ferinnis,  \  hoc  nobis  —  proftdarum  esse  conßdimus,  |  oder : 
Imperialis  excellentiae  magnitudineyn  decet  fideliter  sihi  devote- 
que  famulantes  condignis  muneribus  midtiplicibusque  honoribus 
sublimare  \  atque  excellentiori  ceteris  honore  dignissime  ditare  \ 
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immo  regle  munificentiae  Uheralitafis  Jwnorare,  \  (Mou.  Boica  28, 
26.  33),  so  wird  nicmanil  läugucii,  dass  aucli  die  Arenga  der 
Constitutio ,  die  olmchin  zum  Inhalte  nicht  passt ,  trotz  ihres 
Reims  einer  Karolingerurkunde  entnommen  sein  kann;  die  an- 
geführten Beispiele  beweisen  genügend,  wie  leicht  sich  gerade 
in  der  Arenga  avich  ungesuchte  Reime  bilden  konnten,  weim 
man  nicht  weitergehend  annehmen  will,  schon  die  Karolinger- 
zeit habe  sich  wenigstens  für  diesen  Thcil  der  Urkunde  in 
absichtlich  gesuchten  Itcimcn  gefallen. 

Fanden  wir  in  den  bezüglichen  Urkunden  K.  Heinrich's  III. 
den  Reim  auch  auf  die  Corroboratio  ausgedehnt,  so  ergibt  sich 
davon  hier  keine  Spur;  sind  fremdartige  Zuthaten  in  dieselbe 
aufgenommen,  so  ist  dafür  doch  sichtlich  nii'gends  das  Streben 
massgebend  gewesen,  einen  Reim  herzustellen.  Dasselbe  wird 
aber  auch  von  der  Narratio  gelten  müssen,  einem  Theile  der 
Urkunde,  in  welchem  wir  nach  Massgabe  anderer  Fälle  zu 
schliessen,  vorzugsweise  Reime  zu  erwarten  htätten,  wenn  solche 
überhaupt  erstrebt  wurden.  Aber  trotz  ihrer  bedeutenden  Aus- 
dehnung finden  sich  nur  ganz  vereinzelte  Ausdrücke,  bei  deren 
Wahl  vielleicht  die  Rücksicht  auf  den  Reim  hätte  massgebend 
sein  können.  Es  Hesse  sich  da  etwa  hinweisen  auf  consecra- 
tione  I  coroneque  2)ercej[)tione.  |  Finden  sieh  dann  weiter  die 
Reimworte  conßrmare  und  exstirfare,  so  spricht  ihre  Verwendung 
geradezu  gegen  die  Absieht,  dass  Reime  gesucht  wurden ;  durch 
die  "Wortstellung  exstirpare  decrevinms  statt  des  nächstliegenden 
decrevimus  exstirpare  ist  der  sich  bietende  Reim  unbenutzt 
geblieben.  Endlich  gehen  contendere  und  ducere,  dann  im- 
poneremus  und  concederemus  am  Schlüsse  gewiss  nicht  über 
das  hinaus,  was  man  bei  einer  Sprache,  in  welcher  dieselben 
Endungen  so  häufig  wiederkehren,  wie  in  der  lateinischen,  auf 
Rechnung  des  Ziifalls  zu  setzen  berechtigt  sein  würde.  Wir 
werden  mit  Sicherheit  sagen  dürfen,  dass  die  Narratio  so,  wie 
sie  vorliegt,  nicht  schon  einer  Vorlage  angehört  haben  kann, 
welche  ein  so  auffallendes  Streben  nach  dem  Reim  zeigt,  wie 
die  Dispositio.  Wollen  wir  aber  in  Anschlag  bringen,  dass  es 
sich  um  eine  Ueberarbeitung  handelt,  so  wird  man  sagen 
müssen,  dass  die  gereimte  Vorlage,  welcher  die  Hauptmasse 
des  Inhaltes  der  Dispositio  so  sichtlich  entnommen  sein  muss, 
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Hilf  die  jetzige  Gestaltung  der  Narriitio  liöchstens  einen  ganz 
untergeordneten  Einfluss  ausgeübt  haben  kann. 

Nach  allem  Gesagten  kann  keine  Urkunde  K.  Ilein- 
ricli's  III.  oder  eines  anderen  Herrschers  des  eilften  Jahr- 
hunderts zu  Grunde  liegen.  Der  Voilage  muss  die  urkundliche 
Einkleidung  noch  gefehlt  haben,  dieselbe  wird  durchaus  auf 
Rechnung  des  späteren  Ueberarbeiters  zu  setzen  sein. 

Suchen  wir  uns  nun  die  wahrscheinliche  Gestaltung  der 
Vorlage  bestimmter  zu  vergegenwärtigen  ,  so  möchte  ich 
wenigstens  die  Möglichkeit  nicht  bestreiten ,  dass  der  grösste 
Theil  der  Dispositio  in  der  noch  jetzt  vorliegenden  Fassung 
ungeändert  aus  der  Vorlage  entnommen  sei,  der  Ueberarbeiter 
da  nur  einige  wenige ,  zum  Theil  schon  erwähnte  Zusätze  ge- 
macht habe.  Allerdings  würde  dann  zuweilen  der  Reim  ganz 
fehlen;  es  würden  die  sich  reimenden  Satztheile  von  ganz 
ungleicher  Länge  sein.  Aber  das  findet  sich  auch  in  anderen 
Denkmalen  der  Zeit,  wo  doch  das  Streben  nach  dem  Reim 
deutlich  hervortritt;  es  gibt  für  die  Reimprosa  keinerlei  be- 
stimmte Regel ;  das  Gefallen  am  Reim  macht  sich  da  in  ver- 
schiedenster Abstufung  geltend.  Bald  nimmt  mau  ihn  nur 
gelegentlich  auf,  wo  er  sich  ohne  alle  Mühe  darbietet;  bald 
sieht  man,  dass  die  Fassung  wesentlich  durch  das  Suchen  nach 
Reimen  beeintlusst  war,  ohne  dass  das  ausschliesst,  dass  man 
an  einzelnen  Stellen ,  wo  der  Reim  schwerer  zu  finden  war, 
ganz  von  ihm  absah ;  oft  finden  sich  von  den  zusammenge- 
hörenden Rcimwih'tern  die  einen  fast  unmittelbar  neben  ein- 
ander, während  ein  anderes  durch  einen  lauggezogenen  Satztheil 
von  ihnen  getrennt  erst  später  nachhinkt.  Das  noch  so  deutliche 
Hervortreten  des  Reimes  an  einzelnen  Stellen  wird  uns  nicht 
berechtigen  dürfen ,  ihn  als  ursprünglich  überall  voi'handen 
anzunehmen  und  da,  wo  er  fehlt,  an  Ueberarbeitung  oder 
Corruptiou  zu  denken;  oder  auch  etwa  da  noch  absichtliche 
Reime  anzunehmen,  wo  sich  in  längei'en  Stellen  etwa  nur  noch 
ein  blosses  Zurückgreifen  auf  den  Vocal  der  entsprechenden 
Endsilbe  und  zwar  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Betonung  er- 
geben würde ,  und  auch  das  nur  dann,  wenn  die  Reime  nicht, 
wie  das  in  der  Reimprosa  durchweg  der  Fall  ist,  nur  am 
Ende  der  Satztheile,  sondern  ganz  unabhängig  von  der  Glie- 
derung des  Satzes  gesucht  weiden.    Ich   denke,  dass  dieser 
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Gesichtspunkt  insbesondere  auch  für  die  Beurtheihxng  eines 
Kechtsdenkmales,  dessen  Verg'leichung'  hier  besonders  nahe  liegt, 
wird  massgebend  sein  müssen,  des  Auetor  vetus  de  beneficiis 
nämlich.  lAegt  uns  das  Werk,  wie  doch  wahrscheinlich  ist,  im 
wesentlichen  in  seiner  ursprüng-lichen  Form  vor,  so  wird  schwer- 
lich mit  dem  letzten  Herausgeber  (vgl.  Homeyer  Sachsensp.  II. 
2,  13)  anzunehmen  sein,  der  Verfasser  habe  durchaus  in  Reimen 
schreiben  wollen;  er  scheint  den  Reim  nur  da  verwandt  zu 
haben,  wo  er  sich  leicht  darbot,  und  war  insbesondere  wohl 
bestrebt,  die  einzelnen  Abschnitte  oder  längeren  Sätze  mit 
einem  Reime  zu  schliessen.  Mehr  scheint  sich  nicht  zu  ergeben, 
selbst  wenn  man  berücksichtigt,  dass  vielfach  auch  in  solchen 
Werken  jener  Zeit,  bei  welchen  der  Reim  sichtlich  überall 
erstrebt  wurde,  ein  blosses  Anklingen  den  vollen  Reim  ersetzt. 

Der  bezügliche  Theil  der  Constitutio  ergibt  überwiegend 
vollere  und  reinere  Reime,  und  der  blosse  Umstand,  dass  der 
Reim  zuweilen  fehlt  und  die  Reimzeilen  von  sehr  ungleicher 
Länge  sind,  würde  nach  dem  Gesagten  die  Aimahme  nicht 
hindern,  der  Ueberarbeiter  habe  den  ihm  vorliegenden  Text 
im  wesentlichen  ungeändert  belassen.  Dann  aber  würde  auch 
die  w^eitere  Folgerung  nicht  abzuweisen  sein,  dass  die  Vorlage, 
obwohl  wir  nachwiesen ,  dass  sie  keine  königliche  Urkunde 
gewesen  sein  kann,  dennoch  bereits  die  Form  einer  Verkün- 
digung gesetzlicher  Bestimmungen  durch  den  König  selbst 
gehabt  haben  müsse ;  in  der  uns  vorliegenden  Fassung  ist  es 
überall  der  König,  welcher  spricht.  Denkbar  wäre  das  auch 
bei  einer  nicht  urkundlichen  Vorlage  allerdings;  auch  wenn 
jemand  nur  das  zu  seiner  Zeit  thatsächlich  geltende  Recht 
darstellen  wollte,  konnte  er  leicht  darauf  verfallen,  dasselbe  in 
die  Form  einer  königlichen  Willensäusserung  einzukleiden ;  es 
konnte  dazu  eine  kurze  Einleitung  genügen,  in  der  es  etwa 
hiess,  der  König  schlechtweg  oder  auch  König  Karl  habe  be- 
züglich der  Römerfahrt  Folgendes  bestimmt,  an  welche  sich 
dann  das  Uebrige  in  directer  Rede  anknüpfen  Hess.  Anderer- 
seits ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Annahme,  es  habe  der 
Vorlage  zwar  die  urkundliche  Einkleidung  noch  gefehlt,  ihr 
Text  aber  sei  trotzdem  so  beschaffen  gewesen,  dass  er  sich 
unmittelbar  in  die  spätere  urkundliche  Fassung  übernehmen 
Hess,  etwas  Bedenkliches  hat.   Und  wenn  weiter  die  Reimprosa 
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im  allgemeinen  auch  auf  Gleiclimüssigkeit  der  Länge  der 
gereimten  Satztlieile  kein  Gewicht  legt,  so  liebt  sie  es  doch 
sichtlich  nicht,  dieselben  durch  P^iuscliiebung  von  Nebensätzen 
zu  unterbrechen,  wie  das  hier  bei  der  Annahme  ungeänderter 
Wiedergabe  häufig  der  Fall  sein  würde.  Zudem  lassen  sich 
hier  manche  Stellen  so  leicht  in  ziemlich  gleichmässige,  selbst 
einer  gewissen  rhytmischen  Bewegung  nicht  entbehrende  Reim- 
zeilen auflösen,  dass  es  doch  auft'allen  muss,  wenn  die  Vor- 
lage an  anderen  auf  jedes  Ebenmass  verzichtet  haben  sollte. 

Kommt  nun  noch  hinzu,  dass  wir  bereits  ganz  unabhängig 
von  diesen  Verhältnissen  den  uns  vorliegenden  Text  als  einen 
liberarbeiteten,  insbesondere  auch  durch  spätere  Einschiebungen 
erweiterten,  nachwiesen,  so  muss  doch  der  Gedanke  sehr  nahe 
liegen ,  dass  eine  ursprünglich  viel  gleichmässiger  gestaltete 
Vorlage  erst  durch  die  Ueberarbeitung  den  Charakter  gewonnen 
hat,  der  uns  auch  bei  der  Annahme  möglichst  regelloser  Reim- 
prosa Bedenken  erregen  muss.  Wenn  es  etwa  heisst:  si  ad 
curiam  Gallorum,  (hoc  est  in  campnm,  qiii  vidgo  RungaUe  dici- 
tur,)  dominum  suum  non  comitetiir,  \  et  ihi  cum  viilitari  apparatn 
non  reipresentetur^  |  feodo  (preter  hos,  qui  cum  gratia  dominormn 
suorum  remanserint,  in  conspectu  nostro)  absque  spe  recitpera- 
tionis  privet^ir  y  \  so  gibt  von  den  vermutheten  Zusätzen  des 
Ueberarbeiters  der  erste  sich  auch  ohne  alle  Rücksichtnahme 
aiif  die  Gestaltung  der  Vorlage  als  solchen  zu  erkennen.  Und 
dann  empfiehlt  sich  gewiss  um  so  mehr  die  Annahme  auch 
des  zweiten.  Durch  einfache  Auslassung  der  bezüglichen 
Worte  ergeben  sich  gleichmässige  Reimzeilen,  während  das 
beseitigt  wird,  was  wir  oben  als  anstössig  bezeichneten;  ein- 
mal die  Fassung  als  "Willensäusserung  des  Königs ;  dann  die 
auch  bei  regelloserer  Reimprosa  nicht  übliche  EinSchiebung 
eines  Relativsatzes. 

Es  ergibt  sich  nun  wirklich^  dass  sich  für  längere  Stellen 
durch  blosse  Auslassungen,  aber  ohne  Umstellung  oder  Aen- 
derung  auch  nur  eines  einzigen  Wortes ,  ein  zusammen- 
hängender gereimter  Text  mit  genügend  gleichmässigen  Reim- 
zeilen gewinnen  lässt,  bei  welchem  alle  Beziehungen  auf  den 
in  erster  Person  redenden  König  ausgelassen  werden  konnten 
ohne  dass  das  irgendwie  den  Zusammenhang  störte.  So  gleich 
am  Beginne  der  Bestimmungen  : 
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qtiando  —  Romana  expeditio  —  pt'eparetur, 

—  annus  cum  sex  ebdomadihus  pro  induciis  detur, 
et  taliter  per  totum  regnum  —  indicetur  ; 
cuicumque  —  eadem  expeditio  imperetur, 

si  ad  curiam  Gallorum,  —  dominum  —  non  comitetur, 
et  ihi  cum  militari  apparatu  non  representetur^ 
feodo  —  ahsque  spe  recuperationis  privetur. 

Oder  in  dem  Abschnitte  über  die  Ministerialen,  wo  dann 
allerdings  der  uns  vorliegende  Text  für  eine  nicht  auszuschei- 
dende Zeile  den  Reim  vermissen  lässt: 

ipsis  —  quinqne  lihre  —  in  Stipendium  trihuantur, 
et  duo  equi^  unus  currens,  alter  amhulans  addantur, 
ac  duohus  sociis  soumarius  —  committatur, 
qui  —  ad  opus  dominorum  diligenter  custodiatur ; 

—  in  dominorum  tamdiu  vivant  procuratione, 
quamdiu  in  incepta  vadant  expeditione; 

et  quicquid  —  pjignando  acqidsierint, 
partes  duas  ad  dominos  deferant, 
tertiam  —  pro  consolatione  retineant; 
quos  autem  non  pasc7int  domini, 

—  reportent  terciam,  partem  —  acquisiti. 

Auch  an  anderen  Stellen  genügen  blosse  Auslassungen, 
hie  und  da  leichte  Aenderungen ,  um  einen  ähnlichen  Text 
herzustellen.  Es  ist  dabei  allerdings  der  Willkür  ziemlich 
freier  Spielraum  gelassen,  es  mögen  Worte  ausgelassen  sein, 
welche  dem  ursprünglichen  Texte  augehörten  und  umgekehrt. 
Im  Allgemeinen  spricht  aber  doch  die  Wahrscheinlichkeit  da- 
für, dass  der  so  gewonnene  Text  von  dem  der  Vorlage  sich 
kaum  sehr  weit  entfernen  dürfte,  dass  demnach  in  dieser  auf 
Durchführung  des  Reims  und  Gleichmässigkeit  der  gereimten 
Satztheile  doch  mehr  Gewicht  gelegt  sein  wird,  als  das  bei 
der  mehr  regellosen  Reimprosa  dieser  Zeit  der  Fall  zu  sein 
pflegte.  Wogegen  sich  dann  freilich  auch  wieder  einzelne 
Stellen  finden,  welche  dafür  sprechen  könnten,  dass  der  Ver- 
fasser auf  die  grössere  Freiheit  der  Behandlung,  welche  die 
Reimprosa  gestattete,  nicht  verzichtete.  In  einer  Zeit,  deren 
Litteratur  uns  die  mannigfachsten  Uebergänge  von  einer  den 
Reim  nur  gelegentlich  aufgreifenden  Prosa  bis  zu  Gedichten 
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zeigt,  welche  den  Reim  mit  rcg-elreclit  gebauten  Versen  ver- 
binden, kann  eine  scharfe  Grenze  zwischen  gebundener  und 
ungebundener  Rede  überhaupt  kaum  aufgestellt  werden.  Uni 
so  schwerer  wird  sich  bezüg-lich  eines  Textes,  dessen  urspi-üng- 
liche  Form  durch  spätere  Ueberarbeitung  vielfach  verwischt 
ist,  mit  einiger  Sicherheit  darüber  urtheilen  lassen,  in  wie 
weit  der  Verfasser  sich  an  eine  bestimmte  Regel  binden  wollte. 

Aber  auch  dann ,  wenn  wir  es  ganz  dahingestellt  lassen, 
ob  der  Verfasser  auf  entsprechende  Länge  der  Reimzeilen 
grösseres  Gewicht  legte,  muss  die  Leichtigkeit,  mit  der  sich 
die  in  der  ersten  der  verkürzten  Stellen  besonders  häufig  vor- 
kommenden Beziehungen  auf  die  erste  Person  auswerfen  lassen, 
ohne  dass  der  Zusammenhang  des  Textes  irgend  dadurch  ge- 
stört wird ,  sehr  dafür  sprechen ,  dass  der  Vorlage  die  Form 
einer  kiiniglichen  Willensäusserung  noch  fremd  war.  Weiter 
scheint  auch  die  Stelle:  nisi  aliqui  (a  nobis  vel)  a  regno  sint 
inhenefciati,  bestimmter  darauf  hinzudeuten,  dass  es  ursprüng- 
lich nicht  der  König  ist,  welcher  spricht.  Will  man  nicht 
etwa  annehmen,  es  sei  hier  der  Unterschied  zwischen  könig- 
lichen Lehen  aus  flausgut  und  Reichsgut  beachtet,  was  doch 
unwahrscheinlich  ist,  so  deutet  die  überflüssige  Bezeichnung 
ein  und  derselben  Sache  durch  zwei  verschiedene  Ausdiücke 
darauf  hin,  dass  einer  von  diesen  später  zugefügt  wurde. 
Dann  aber  ist  zweifellos  das  a  regno  das  ursprüngliche.  Fand 
der  Ueberarbeiter  das  a  nohis  vor,  so  hatte  er  keinerlei  Grund, 
ein  vel  a  regno  hinzuzufügen;  wohl  aber  umgekehrt  für  die 
Hinzufügung  des  a  nobis,  da  er  fühlen  mochte,  dass  das  blosse 
a  regno  in  eine  Königsurkunde  kaum  passe. 

Ueberall  freilich  ist  in  dieser  Richtung  mit  blossen  Aus- 
lassungen nicht  auszureichen.  Heisst  es :  hi  si  nobiscum  va- 
dant ,  I  nolumus,  ut  feodiim  amittant ,  \  so  ist  die  Bestimmung 
selbst  wegen  des  Reims  zweifellos  auf  die  Vorlage  zurückzu- 
führen. Aber  solchen  Stellen  gegenüber  wird  doch  zu  beachten 
sein,  dass  nach  unserer  Annahme  der  Ueberarbeiter  die  Auf- 
gabe hatte,  die  ihm  vorliegende  Aufzeichnung  in  die  Form 
einer  königlichen  Willensäusserung  zu  bringen ;  dass,  wenn  er 
das  anscheinend  vorwiegend  durch  blosse  Einschiebung  bezüg- 
licher Ausdrücke  zu  erreichen  suchte ,  uns  nichts  zu  der  An- 
nahme nöthigt,  dass  er  ausschliesslich  diesen  Weg  einschlug; 
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dass  es  in  keiner  Weise  auffallen  kann,  wenn  er  seinen  Zweck 
an  anderen  Stellen  durcli  leichte  Aenderungen  der  Vorlage  zu 
erreichen  suchte.  So  mag  es  an  jener  Stelle  ursprünglich 
etwa  geheissen  haben :  Iii  si  cum  rege  vadant,  \  feodum  non 
amittant.  \ 

Gegen  unsere  Annahme  könnten  nur  solche  Fälle  ent- 
scheidend sein,  in  welchen  die  Rücksicht  auf  den  Reim  für 
einen  Ausdruck  der  ersten  Person  ergäbe,  dass  er  schon  der 
Vorlage  angehört  haben  müsse.  Kein  Gre wicht  wird  in  dieser 
Richtung  auf  das  imponeremns  und  concederemxs  am  Ende  der 
Narratio  zu  legen  sein.  Denn  abgesehen  davon,  dass  es  über- 
haupt zweifelhaft  sein  kann,  ob  die  Vorlage  auch  auf  die 
Narratio  eingewirkt  hat,  wird  ein  Reimpaar  erster  Person  da 
nichts  erweisen  müssen ;  beide  Ausdrücke  können  vom  Ueber- 
arbeiter  heri'ühren  und  sich  der  Reim  zufällig  ergeben  haben. 
Ausschlaggebend  würden  nur  Fälle  sein  können,  in  welchen 
'  von  zwei  oder  mehreren  Reimworten  nur  das  eine  sich  auf 
die  erste  Person  beziehen  würde.  Wollten  wir  dieses  auch  in 
solchen  Fällen  der  Vorlage  absprechen,  so  würden  wir  auf  die 
ganz  unwahrscheinliche  Annahme  geführt^  der  Ueberarbeiter 
habe  seinen  Zwecken  gemäss  eines  der  Reimworte  durch  einen 
anderen  Ausdruck  ersetzt  und  es  habe  sich  dabei  zufällig  der- 
selbe Reim  wiederhergestellt;  denn  Absicht  des  Ueberarbeiters 
wäre  da  schwerlich  anzunehmen,  da  seiner  Aufgabe  au  und  für 
sich  das  Verwischen  der  Reime  näher  gelegen  hätte. 

Nur  an  einer  einzigen  Stelle  bietet  sich  Veranlassung,  an 
das  Vorhandensein  eines  solchen  Vei-hältnisses  zu  denken :  Ut 
antem.  nostnmi  imjperium  \  ah  omnibus  haheat  sujyplementum,  \  hoc 
constitnimus  et  firmiter  predpimus,  \  ut  singuli  huringi  decem 
cuvi  XII.  funibus  |  de  cannpo  solidos  dominis  suis  impendant, 
et  insuper  soumarium  cum  capistro  concadant.  \  Das  nostrum 
würde  sich  immerhin  beseitigen  lassen ;  und  wollten  wir  auf 
das  Reimen  von  constituiinus  und  pro.cipimus  überhaupt  Gewicht 
legen,  so  würde  davon  das  vorhin  Gesagte  zu  gelten  haben. 
Dagegen  scheint  nun  die  Annahme^  es  sei  das  Reimen  von 
jyrecipimus  und  fnnihus  ein  beabsichtigtes  und  demnach  preci- 
pimus  für  ursprünglich  zu  halten,  eine  sehr  gewichtige  Stütze 
zu  erhalten  durch  die  sonderbare,  das  zusammengehörige  decem 
solidos  trennende  Stellung  des  funibus.     Es  liegt  doch  am 
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üüclistcn  anzunehmen,  dass  es  diese  dem  Umstände  verdankt, 
dass  man  es  als  ReimAvoi  t  benutzen  wollte,  und  demnach  auch 
das  Wort,  auf  welches  es  reimt^  sclion  in  der  Vorlage  vor- 
handen sein  musste. 

So  sehr  mich  dieses  Zusammentreffen  anfangs  in  meiner 
Ansicht  irre  machte,  so  scheint  mir  doch  auch  hier  die  An- 
nahme eines  anderen  Sachverlialtes  nicht  bloss  zulässig,  sondern 
bei  Berücksichtigung  aller  Umstände  bereclitigter  zu  sein.  Die 
Annahme,  dass  bei  funibus  ein  Reim  beabsichtigt  war,  wird  an 
und  für  sich  dadurch  bcdeuklicli,  dass  das  der  einzige  Fall 
sein  würde,  in  welchen  der  Keim  nicht  mit  dem  Ende  eines 
Satztheiles  zusammenfallen  und  diesen  überdies  so  zerschneiden 
würde,  dass  die  nächstzusammengehörenden  Ausdrücke  getrennt 
wären.  Dann  aber  tritt  in  dem  ganzen  Stücke  sichtlich  das 
Streben  hei-vor,  nicht  blos  einzelne  Keimpaare,  sondern  mög- 
lichst lange  Keihen  von  Reimen  zu  bilden.  Finden  sich  nun 
in  dem  nächst  vorhergehenden  Satze  die  Ausgänge  valecmt, 
possideant ,  persolvaiü,  hier  aber  impeudant,  concedant,  ^jerdu- 
cant,  suppleant,  so  liegt  doch  der  Gedanke  sehr  nahe,  dass 
diese  ursprünglich  eine  zusummenhäugeude  Reihe  bildeten. 
Nehmen  wir  an,  der  an  und  für  sich  Bedenken  unterliegende 
Reim  von  Imperium  und  supplementum  habe  sich  zufällig  ge- 
bildet, der  ganze  Eingang  des  Satzes  sei  vom  Ueberarbeiter 
nur  zugefügt ,  um  wieder  einmal  daran  zu  erinnern ,  dass  es 
sich  um  Befehl  des  Königs  handelt,  von  dem  lange  vorher 
nicht  mehr  die  Rede  war,  so  ergibt  sich  jener  Zusammenhang 
ganz  ungezwungen.  Durch  blosse  Auslassungen ,  eine  leichte 
Aenderung  der  ersten  Zeile  und  eine  schon  durch  frühere  ent- 
sprechende Stellen  nahegelegte  Einschiebung  in  der  dritten, 
lässt  sich  dann  auch  hier  ein  Text  gewinnen,  der  wesentlich 
den  frühereu  Beispielen  entspricht: 

Isti  vero  si,  ut  remaneant, 

ifpud  dominos  impetrare  valeant, 

quot  mansos  (in  heneßcio)  possideant, 

tot  lihras  —  pro  stipendio  persolvant. 

—  Bnringi  decem  —  solidos  dominis  —  impendant, 

et  insnper  soumarium  cum  capistro  concedant, 

quem  —  ad  primam  navalevi  aquam  usque  perducant. 
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Eine  genügende  Erklärung,  wcsslialb  der  Ucberarbeiter 
auf  die  Zufügung  der  Hanfstricke  Werth  gelegt  haben  sollte, 
oder  wesshalb  sie,  falls  sie  bei  Annahme  geringerer  Gleich- 
raässigkeit  der  Zeilen  schon  der  Vorlage  angehören  sollten, 
gerade  zu  dieser  Stellung  g-elangt  sein  sollten ,  ist  mir  freilich 
nicht  zur  Hand.  Wie  denn  auch  bei  dem  nachfolgenden,  mit 
snppleant  schliessenden  und  demnach  zweifellos  zu  jener  Reihe 
gehörenden  ungewöhnlich  langen  Satztheile  alle  Versuche,  ihn 
durch  näherliegende  Aenderungen  den  anderen  gleichmässiger 
zu  gestalten  oder  in  mehrere  aufzulösen,  auf  Schwierigkeiten 
Stessen.  Die  Vorlage  mag  vielfach  unregelmässiger  gestaltet 
gewesen  sein,  als  das  nach  jenen  Herstellungsversuchen,  bei 
welchen  allerdings  der  Willkür  grosser  Spielraum  bleibt,  zu 
erwarten  wäre.  Daran  aber  glaube  ich  festhalten  zu  dürfen, 
dass  der  Vorlage  die  Form  einer  königlichen  Willensäusserung 
noch  fremd  war.  Ist  das  von  vornherein  gewiss  das  Wahr- 
scheinlichere, so  scheint  die  Einzeluntersuchung  das  genügend 
zu  bestätigen. 

Damit  entfällt  denn  auch  jede  Veranlassung,  hier  einen 
bestimmten  Herrscher  ins  Auge  zu  fassen.  Ist  es  aus  anderen 
Gründen  nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  Vorlage  in  die  Zeiten 
K.  Konrad's  II.  gehört,  so  wird  doch  dem  dafür  geltend  ge- 
machten Grunde,  dass  gerade  Konrad  bemüht  war,  die  Ver- 
hältnisse zwischen  Herren  und  Vasallen  gesetzlich  zu  regeln, 
kein  Gewicht  mehr  beizulegen  sein.  In  ähnlicher  Weise,  wie 
der  Auetor  vetus  das  geltende  Lehenrecht  darstellt,  wird  der 
Verfasser  der  Vorlage  sich  die  Aufgabe  gestellt  haben,  anzu- 
geben, was  nach  dem  geltenden  Rechte  seiner  Zeit  beim  Römer- 
zuge den  Herren  von  den  verschiedenen  Classen  ihrer  Unter- 
gebenen geleistet  werden  solle.  Es  ist  möglich,  ohne  dass  sich 
dafür  freilich  bestimmtere  Haltpunkte  ergäben,  dass  es  sich 
bei  der  Vorlage  um  eine  umfassendere  Darstellung  geltenden 
Rechtes  handelte,  aus  welcher  der  Ueberarbeiter  dann  nur  das 
Stück  berücksichtigte,  welches  für  seinen  nächsten  Zweck  in 
Betracht  kam. 

Haben  wir  es  so  versucht,  uns  die  Gestalt  der  Vorlage 
bestimmter  zu  vergegenwärtigen,  so  muss  es  naheliegen,  darauf- 
hin nun  die  früher  ganz  unabhängig  davon  gewonnenen  Er- 
gebnisse bezüglich  ihrer  Stichhaltigkeit  nochmals  zu  prüfen. 
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Dass  es  sich  zunächst  übcrluiupt  um  Ueberai-beituiig  einer 
älteren  Vorlage  handelt,  kann  natürlich  nach  den  weiteren 
llaltjjunkten,  welche  die  Beachtung'  der  Reime  bietet,  keinem 
Zweifel  mehr  unterliegen.  Nahmen  wir  nach  anderen  Halt- 
punkten Entstehung  der  Vorlage  im  eilften  Jahrhundorte  an, 
so  stimmt  damit,  dass  das  die  Zeit  war,  in  welcher  überhaupt 
die  Reimprosa  die  ausgedehnteste  Anwendung  fand;  und  ohne 
die  Bedenken  zu  verkennen,  welche  solcher  Annahme  im  Wege 
stehen,  dürfte  doch  vielleicht  zu  erwägen  sein,  ob  nicht  der- 
selbe Umstand  in  Verbindung  mit  der  auffallenden  Vermeidung 
des  Ausdi'uckes  Feodum  auch  beim  Auetor  vetus  für  eine 
frühere  Eutstehungszeit  oder  doch  für  Ueberarbeitung  einer 
älteren  Vorlage  sprechen  muss. 

Weiter  ergibt  sich,  dass  gerade  bei  solchen  Angaben,  auf 
welche  wir  die  Annahme  einer  älteren  Vorlage  vorzugsweise 
stützten ,  die  Beachtung  des  Reims  für  die  Ursprünglichkeit 
spricht.  Legten  wir  besonderes  Gewicht  auf  die  Verpflichtung 
der  Ministerialen,  die  Saumthiere  für  die  Pierren  zu  bewachen, 
und  auf  den  Umstand^  dass  sie  vom  Herrn  beritten  zu  machen 
sind,  so  fallen  diese  Angaben  in  den  früher  versuchsweise 
wiederhergestellten  Text  der  Vorlage;  es  ist  das  eine  der 
Stellen,  wo  eine  irgend  erhebliche  Aenderung  derselben  am 
unwahrscheinlichsten  sein  muss.  Heisst  es  weiter,  dass  es  im 
Belieben  der  Herrn  liege,  qiios  ducant,  \  a  quibns  sfipendia  acci- 
piant,  I  qiiihus  etiam  halspergds  concedanf,  |  so  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  auch  von  dem  früher  betonten  Verleihen  der 
Halsbergen  durch  den  Herrn  schon  in  der  gereimten  Vorlage 
die  Rede  war.  Wäre  auch  bei  der  weitschweifigen  Bezeichnung 
der  Ministerialen,  welche  auf  eine  frühere  Zeit  hinweist,  zu 
erwarten,  dass  sich  nach  Ausscheidung  dessen,  was  später 
zugefügt  sein  dürfte,  die  Reimzeilen  wiederherstellen  würden, 
so  ist  das  allerdings  nicht  der  Fall.  Aber  nach  Massgabe 
unserer  frühereu  Ergebnisse,  nach  welchen  das  statidmus  und 
die  dadurch  bedingte  Fassung  der  Vorlage  fremd  gewesen  sein 
müssen,  ist  die  Stelle  zweifellos  eine  der  stärker  überarbeiteten, 
so  dass  sich  der  Reim  verwischt  haben  wird. 

Grösseres  Gewicht  ist  darauf  zu  legen,  dass  sich  un)- 
gekehrt  ergibt,  wie  alles,  was  bestimmter  auf  das  zwölfte 
Jahrhundert  zu  deuten  schien  oder  aus  anderen  Gründen  als 
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eingeschobea  bezeichnet  wurde,  ausfullen  kanu,  ohne  den  Reim 
zu  stören.  So  die  erklärende  Bezeichnung-  der  Dieastmannen 
als  Ministerialen;  so  die  die  Lehensfähigkeit  derselben  voraus- 
setzenden Worte  sive  lihen  sive  famuli.  Ebenso  die  Worte, 
welche  den  Begriff  des  Römerzuges  ausser  dem  Krönungszuge 
auch  auf  andere  Züge  ausdehnen ;  wollen  wir  ausser  dem  Reim 
auch  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  in  der  Länge  der  Reim- 
zeilen annehmen,  so  würde  das  noch  bestimmter  gegen  die 
Ursprüuglichkeit  jener  Worte  sprechen.  Ich  betonte  weiter 
insbesondere  den  häufigen  und  ausschliesslichen  Gebrauch  des 
Ausdruckes  Principes.  Da  fällt  nun  die  Mehrzahl  der  Er- 
wähnungen in  die  Narratio  und  Corroboratio ,  also  in  Theile 
der  Urkunde,  auf  welche  die  gereimte  Vorlage  überhaupt  keinen 
oder  doch  nur  ganz  untergeordneten  Einfluss  genommen  hat. 
Nur  zwei  treffen  die  Dispositio.  Bei  dem  vel  quortimcamque 
(principiini)  clientela  kann  das  Wort  ausfallen,  ohne  den  Reim 
oder  den  Zusammenhang  zu  stören;  doch  würde  auch  der 
Annahme  seiner  Ursprünglichkeit  nichts  im  Wege  stehen,  da 
ja  auch  für  das  eilfte  Jahrhundert  nicht  der  Ausdruck  über- 
haupt, sondern  nur  die  ausschliessliche  Verwendung  beanstandet 
wuide.  Daun  die  ihm  an  einzelnen  Stellen  unterzulegende 
besoudeTe  Bedeutung ;  und  das  traf  insbesondere  die  zweite 
Erwähnung  in  der  Dispositio,  wo  die  Vierzahl  der  Hof  beamten 
in  bestimmte  Beziehung  zum  Fürstenstande  gebracht  wird. 
Nun  ist  aber  gerade  der  ganze  Abschnitt  über  die  Hofbeamten 
der  einzige,  bei  welchem  es  überhaupt  zweifelhaft  sein  könnte, 
ob  die  Vorlage  auf  ihn  eingewirkt  hat,  da  der  Reim  hier  ganz 
zurücktritt.  Allerdings  glaube  ich  nicht,  dass  die  ganze  Stelle 
vom  Ueberarbeiter  eingeschoben  ist.  Die  ganz  ungewöhnliche 
Form  officinarius  schliesst  sich  eng  anderen  ungewöhnlichen 
Ausdrücken  gleicher  Endung  an,  welche  aus  der  Vorlage  ent- 
nommen sein  müssen.  Schliessen  zwei  Satztheile  mit  laboraturi 
und  Jw)iorandi,  so  mag  die  ursprüngliche  Fassung  statt  des 
letzteren  honoratiiri  ermöglicht  haben.  Die  Ausdrücke  tribu- 
antur  und  addatur  werden  in  einer  früheren  Stelle,  avo  der 
Reim  sie  als  ursprünglich  erweist,  genau  in  derselben  Weise 
verwandt.  Endlich  scheint  wenigstens  am  Schlüsse  das  Streben 
nach  dem  Reime  zum  Ausdrucke  zu  gelangen.  Demnach 
möchte  ich  nicht  bezweifeln,  dass  schon  die  Vorlage  eine 
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entsprechende  Stelle  enthalten  hat.  Diese  muss  aber  stärker 
geändert  sein  ,  als  irgend  eine  andere ;  und  zwar  vermuthlich 
aus  sachlichem  Grunde,  da  das  Streben,  die  Vorlage  in  die 
Form  von  königlichen  Verfügungen  zu  bringen,  hier  für  die 
Acnderung  nicht  massgebend  gewesen  sein  kann.  Unsere  An- 
nahme, dass  die  enge  Verbindung,  in  der  hier  die  Fürsten  und 
die  Vierzahl  der  Hofbeamten  erscheinen,  erst  den  späteren 
Zeiten  des  zwölften  Jahrhunderts  entspricht,  erhält  damit  er- 
wünschte Unterstützung.  Die  bestimmteren  Haltpunkte,  welche 
die  Beachtung  des  Reimes  bietet,  erregen  demnach  nirgends 
ein  Bedenken  gegen  die  Stichhaltigkeit  der  früher  bezüglich 
der  Zeitfrage  gewonnenen  Ergebnisse. 

Für  einen  Versuch,  den  Entsteliungsort  der  Vorlage  ge- 
nauer zu  bestimmen ,  kann  wohl  nur  der  Sprachgebrauch  An- 
haltspunkte bieten.  Für  diesen  wii'd  vor  allem  die  Entscheidung 
der  Frage  ins  Gewicht  fallen  müssen,  ob  der  Gebrauch  des 
Ausdruckes  feodnm  neben  heneßcium  schon  auf  die  Vorlage 
zurückzuführen  ist.  In  der  Stelle :  quod  mansos  possideant,  |  tot 
lihras  (siiae  monetae  vel  totnm  fructum  faodi  in  illo  anno)  pro 
stipendio  persolvant,  \  dürfte  er  wahrscheinlich  erst  der  Ueber- 
arbeitung  angehören.  In  der  früheren  Stelle  aber:  —  reprae- 
sentetur ,  \  feodo  —  privetur ^  |  weiter:  —  cognoscant,  \  vel  — 
feodum  amittant,  |  und:  —  vadant ,  \  nolumus ,  ut  feodum 
amittant,  \  sind  die  bezüglichen  Zeitwörter  gewiss  ursprünglich 
und  demnach  auch  das  sachlich  nothwendig  zu  ihnen  ge- 
hörende feodum;  wir  müssten  sonst  annelunen ,  der  Ueber- 
arbeiter  habe  es  statt  des  ursprünglichen  heneficiiim  gesetzt, 
was  ganz  unwahrscheinlich  sein  muss,  da  dieser  Ausdruck  an 
anderen  Stellen  von  ihm  belassen  oder  zuerst  gebraucht  ist. 
Wusste  ich  nun  die  neuere  Bezeichnung  in  der  ersten  Hälfte 
des  eilften  Jahrhunderts  nur  vereinzelt  und  zwar  ausschliesslich 
links  vom  llheine  nachzuweisen,  so  muss  das  sehr  bestimmt 
auf  Entstehung  dei-  Vorlage  in  den  lothringischen  Reichs- 
theilen  deuten. 

Andere  Ausdrücke  unterstützen  diese  Annahme,  indem 
sie  entweder  Lothringen  eigenthümlich  zu  sein  scheinen  oder 
einen  näheren  Anschluss  an  den  französischen,  aucli  für  feodum 
massgebenden  Sprachgebrauch  ergeben,  wie  er  hier  natürlicii 
eher,  als  in  anderen  Reichsländeru  zu  erwarten  ist.   Nur  wird 
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da  freilich  schwer  dafür  einzustehen  sein,  dass  sie  nicht  auch 
rechts  vom  Rheine  im  Gebrauch  waren,  wenn  man  solche 
Ausdrücke,  wie  das  bei  feodiim  allerdings  der  Fall  war,  nicht 
schon  länger  im  Auge  hatte.  Unter  diesem  Vorbehalte  wird 
sich  für  Lothringen  zunächst  geltend  machen  lassen  die  Be- 
zeichnung der  Ministerialen  als  domestici,  die  sich  auch  im 
Kölner  und  Ahrer  Dienstrechte  findet,  während  mir  der  Aus- 
druck in  dieser  Bedeutung  sonst  nicht  aufgefallen  ist.  Die 
Constitutio  bietet  weiter  eine  Reihe  iingewöhnlicher  Wortformen 
Für  einzelne  derselben,  wie  officinarms,  buringus,  ahsarius. 
scheint  überhaupt  kein  anderer  Beleg  bekannt  zu  sein  (vgl. 
Ducange-Henschel  Glossarium).  Aber  auch  bei  diesen  dürfte 
doch  beachtenswerth  sein,  dass  die  gewisse  Personenclassen 
bezeichnenden  Ausdrücke  in  der  Constitutio  durchwegs  mit 
—  arius  enden.  Eine  Reihe  der  gebräuchlicheren  Ausdrücke 
dieser  Endung  findet  sich  freilich  in  den  Urkunden  aller 
deutschen  Länder,  wie  etwa  das  auch  hier  vorkommende  man- 
siondviuit.  Aber  nach  nächstlieg'enden  Hülfsmitteln  scheint  die 
Endung  doch  links  vom  Rheine  besondei's  gebräuchlich  ge- 
wesen zu  sein;  sie  findet  sich  insbesondere  angewandt  bei 
solchen  Wortformen,  welche,  wie  etwa  hnlcnrius,  fascicidartus , 
sadunarius,  scararius  (vgl.  Beyer  Urk.-B.  Wortregistei-),  Loth- 
ringen überhaupt  eigenthümlich  gewesen  zu  sein  scheinen,  oder 
welche  es  mit  dem  französischen  Sprachgebrauche  theilt.  Für 
einzelne  dieser  Ausdrücke  lassen  sich  dann  wohl  noch  be^ 
stimmtere  Haltpunkte  gewinnen.  In  deutschen  Urkunden  ist 
mir  neben  scittifer  und  scutatus  die  Form  scutarins  nicht  auf- 
gefallen, während  sie  in  Frankreich  sehr  gebräuchlich  ist. 
Was  den  ahsarius  betrifft,  so  kommt  das  zu  Grunde  liegende 
mansus  ahsus  anch  in  anderen  deutschen  Ländern  vor  (vgl. 
Maurer  Fronhöfe  1,  345);  aber  für  die  Anwendung  des  Aus- 
druckes auf  Personen  scheinen  die  ahsi  homines  und  abse 
femine  im  Güterverzeichnisse  der  lothringischen  Abtei  Prüm 
(Beyer  Urk.-B.  1,  170)  den  einzigen  Beleg  zu  bilden.  Be- 
stimmter scheint  weiter  der  bunuarius  auf  Lothringen  zu  deuten ; 
ist  der  Ausdruck  zur  Bezeichnung  von  Personen  sonst  kaum 
üblich,  so  findet  sich  bonnarmm  für  ein  Grundstück  bestimmter 
Grösse  häufig  in  Frankreich,  aber  auch  in  Lothringen  (vgl. 
Ducange  Gloss.) ;   zu  Trier  findet  sich   853  die  genau  über- 
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einstiinineude  Form  hunnariuni.  (Beyer  Urk.-B.  1,  90);  dagegen 
scheint  der  Ausdruck  rechts  vom  Rheine  nie  in  Gebrauch 
gewesen  zu  sein.  Neben  dem  Sprachgebrauche  Hesse  sich  f lu- 
den lothringischen  Ursprung  vielleicht  noch  geltend  machen 
manche  sachliche  Uebereinstimmung  gerade  mit  dem  Kölner 
Dienstrechte,  die  jedenfalls  grösser  ist,  als  bei  irgend  einem 
der  uns  sonst  bekannten  Dienstrechte;  doch  zeigen  sich  da- 
neben auch  manche  Abweichungen ,  so  dass  ich  ein  irgend 
ausschlaggebendes  Moment  darin  nicht  erkennen  möchte.  Es 
war  weiter  die  Reimprosa  so  allgemein  üblich ,  dass  der  Um- 
stand, dass  sie  im  Urkundenstil  sich  wohl  nirgends  so  häufig 
findet,  als  in  Lothringen,  nur  dann  beachtenswert!!  sein  würde, 
wenn  wir  schon  in  der  Vorlage  eine  Urkunde  zu  sehen  hätten, 
was  wohl  zweifellos  nicht  zulässig  ist. 

Für  den  Entstehungsort  der  Ueberarbeitung  wird  der  der 
Vorlage  nicht  massgebend  sein  müssen.  Andererseits  wurde 
bereits  erörtert,  dass  die  Fertigung  der  ältesten  uns  bekannten 
Handschrift  im  Kloster  Chiemsee  keinen  Beweis  dafür  gibt, 
dass  die  Ueberarbeitung  gerade  doi"t  oder  überhaupt  in  Baiern 
entstanden  sei.  In  dieser  Richtung  scheint  mir  nur  ein  Umstand 
einen  nicht  gerade  ausschlaggebenden,  aber  doch  beachtens- 
werthen  Halt  zu  geben.  Die  Recognition  kann  wohl  nur  einer 
echten  Urkunde  K.  Karl's  des  Dicken  vom  J.  878  oder  879 
entnommen  sein.  Der  Fälscher  wird  demnach  an  einem  Orte 
zu  vermuthen  sein,  wo  ihm  eine  solche  zur  Hand  war,  also 
an  einem  Orte ,  der  in  jenen  Jahren  der  Herrschaft  Karl's 
unterstand.  Dieser  aber  war  damals  weder  Herrscher  in  Baiern, 
noch  in  Lothringen,  sondern  nur  in  Allemannien.  Wollen  wir 
nicht  den  Zufall  annehmen,  dass  eine  Urkunde  KaiTs  oder  eine 
Abschrift  derselben  an  einen  Ort  gekommen  war,  wo  sie  ur- 
sprünglich nicht  hingehörte  und  auch  später  kaum  Interesse 
haben  konnte,  so  sind  wir  damit  auf  Entstehung  in  Schwaben 
oder  Elsass  hingewiesen ,  wo  zugleich  die  V^crarboitung  einer 
lothringischen  Vorlage  weniger  auffallend  sein  würde,  als  inBaiern. 

Für  ein  Urtheil  über  den  etwaigen  Zweck  der  Fälschung 
werden  uns  nur  solche  Angaben  massgebend   sein  können, 
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welche  sicli  sicher  odei-  wahrscheinlich  als  Zusätze  des  Ueber- 
arbeiters  ergeben.  Im  Allgemeinen  gewinnt  man  da  den 
Eindruck,  dass  derselbe  sachlich  kaum  viel  geändert  haben 
wird;  die  Verpflichtungen  der  Herren  und  Mannen  dürften 
wesentlich  in  der  Vorlage  ebenso  bestimmt  gewesen  sein.  Am 
zweifelhaftesten  möchte  das  bei  der  Bestimmung  über  die 
günstigere  Stellung  der  Hofbeamten  sein,  welche  auch  sonst 
in  älteren  Dienstrechten  nicht  betont  wird;  der  Abschnitt 
scheint ,  wie  schon  bemerkt  wurde ,  am  stärksten  geändert  zu 
sein,  obwohl  dazu  gerade  hier  die  Umformung  der  Vorlage  in 
eine  königliche  Willensäusserung  den  Anlass  nicht  geboten 
haben  kann.  Es  wäre  möglich,  dass  bei  der  Fälschung  ein 
Privatinteresse  in  dieser  Richtung  sich  geltend  machte.  Be- 
achtenswerth  wäre  weiter  die  wohl  zweifellos  dem  Ueberarbeiter 
angehörende  Stelle,  wonach  die  Verpflichtung  sich  nicht  allein 
auf  den  Krönungszug,  sondern  auch  auf  andere  Züge  nach 
Italien  bezieht.  Es  scheint  mir  das ,  worauf  ich  an  anderem 
Orte  zurückkommen  werde,  ein  Punkt  zu  sein,  der  gerade  zur 
Zeit  K.  Friedrich's  I.  streitig  gewesen  sein  dürfte.  Hatte  das 
Einfluss  auf  die  Fälschung ,  so  muss  dieselbe  deshalb  nicht 
gerade  im  unmittelbaren  Interesse  des  Kaisers  ei'folgt  sein;  es 
handelt  sich  dabei  nicht  blos  um  die  Verpflichtung  der  Fürsten 
gegen  den  Kaiser ;  der  Fürst  konnte  willig  sein ,  aber  seine 
Mannen  mochten  bestreiten,  dass  er  das  Recht  habe,  sie  auch 
zu  anderen  Zügen  nach  Italien  aufzubieten.  Uebrigens  möchte 
ich  mit  einiger  Sicherheit  kaum  behaupten,  dass  der  eine  oder 
der  andere  der  betonten  Umstände  für  die  Fälschung  mass- 
gebend gewesen  sein  müsse.  Wenigstens  die  Möglichkeit 
scheint  mir  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Ueberarbeiter  über- 
haupt keine  bestimmten  praktischen  Zwecke  im  Auge  hatte, 
dass  er  unbefangen  die  ihm  vorliegende  Aufzeichnung  mit 
einigen  Zuthaten  in  eine  andere  Form  brachte;  wobei  es  dann 
in  keiner  Weise  auff"allen  könnte,  dass  er  gerade  auf  die 
Form  eines  Gesetzes  Karl's  des  Grossen  verfiel,  den  man  ja  so 
allgemein  als  den  Begründer  des  thatsächlich  geltenden  Rechtes 
betrachtete. 


f21!)^    lieber  dio  EntBtehungsvi'rliiUtiiiBso  der  Constitutio  dn  expeditioiio  Roinana.  4-9 


Fassen  wir  alles  Gesagte  zusammen,  so  dürfto  sicli  als 
Ergebniss  etwa  festhalten  lassen :  Der  Constitutio  de  expedi- 
tione  Konuina  liegt  eine  gereimte  Vorlage  zu  Grunde,  welche 
höchst  wahrscheinlich  noch  nicht  die  Form  einer  königlichen 
Willensäusserung  über  das,  was  fortan  Rechtens  sein  solle, 
hatte,  sondern  das  thatsächlich  geltende  Recht  verzeichnete. 
Sie  wird  in  Lothringen  in  der  ersten  Hälfte  des  eilften  Jahr- 
hunderts entstanden  sein.  Scheinen  einzelne  Umstände  darauf 
zu  deuten,  dass  sie  älter  sei,  als  das  Weissenburger  Dienst- 
recht vom  J.  1029,  so  würden  dieselben  doch  auch  bei  der 
Annahme  gleichzeitiger  oder  selbst  etwas  späterer  Entstehung 
ihre  Erklärung  finden.  Mit  dem  Nachweise,  dass  der  Con- 
stitutio überhaupt  keine  königliche  Urkunde  zu  Grunde  liegt, 
verlieren  die  Haltpunkte  ihr  Gewicht,  welche  bisher  dafür 
geltend  gemacht  wurden,  dass  sie  Ueberarbeituug  eines  Ge- 
setzes K.  Konrad's  H.  sei.  Handelt  es  sich  aber  nur  um  eine 
ungefähre  Bestimmung  der  Zeit,  so  mag  der  Hinweis  gerade 
auf  die  Regierung  K.  Konrad's  II.  sich  auch  fortan  insoweit 
rechtfertigen,  als  die  Vorlage  jedenfalls  nicht  viel  früher  oder 
später  entstanden  sein  wird. 

Diese  Vorlage  wurde  dann  zur  Zeit  K.  Friedrich's  I., 
vermuthlich  in  Schwaben  oder  Elsass  überarbeitet  und  in  die 
Form  eines  Gesetzes  Karl's  des  Grossen  gebracht.  Für  die 
urkundliche  Einkleidung  wui'de  dabei  eine  oder  die  andere  Karo- 
lingerurkunde benutzt,  aber  in  sehr  oberflächlicher  Weise  und 
mit  willkürlichen  Aenderungen.  Die  erzählende  Einleitung 
mag  Werk  des  Ueberarbeiters  sein.  Bei  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  wird  er  sich  durchweg  an  die  Angaben  der 
Voi"lage  gehalten  haben,  welche  vielfach  sogar  in  ungeän- 
derter  Fassung  beibehalten  sein  müssen ;  der  Ueberarbeiter 
scheint  sich  meistens  auf  sachlich  bedeutungslose  Erweiterungen, 
erklärende  Einschiebungen ,  und  Aenderungen,  wie  sie  die 
von  ihm  gewählte  Form  erforderte,  beschränkt  zu  haben,  ohne 
auch  nur  entschieden  antiquirte  Angaben  zu  beseitigen,  so 
dass  das  Schriftstück  auch  in  der  uns  vorliegenden  Gestalt 
in  erster  Reihe  als  Zeugniss  für  die  Zustände  des  eilften  Jahr- 
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lumderts  zu  betrachten  sein  wird.  Sind  einzelne  Stellen,  welche 
nur  der  Ueberarbeitung-  anzugehören  scheinen,  nicht  ohne  sach- 
liche Bedeutung',  so  ist  es  möglich,  dass  in  ihnen  die  Veran- 
lassung zur  fälschenden  Ueberarbeitung  zu  suchen  ist;  aber 
mit  Sicherheit  wird  sich  kaum  behaupten  lassen,  dass  'die 
Fälschung  überhaupt  durch  ein  sachliches  Interesse  veran- 
lasst wurde. 


